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ELNSELGENER SACHE 


Liebe Leserin, lieber Leser! 


ie Diskrepanz zwischen 

dem, was wir könnten, 
und dem, was wir uns in Zei- 
ten von Tariferhöhungen und 
Publizistikförderungsverwei- 
gerung leisten können, schlug 
noch nie so deutlich zu Bu- 
che wie bei dieser Nummer 
von Context XXI. Unser Vor- 
haben, diese Nummer mit 
einem Schwerpunkt zum 
Thema Antisemitismus er- 
scheinen zu lassen, endete 
mit einer solchen Fülle an 
ausführlichen und gut fun- 
dierten Artikeln, daß wir 
problemlos die doppelte Sei- 
tenanzahl dieses Heftes al- 
lein schon mit dem Schwer- 
punkt füllen hätten können, 
ohne daß dabei irgend ein 
Artikel überflüssig oder gar 
langweilig geworden wäre. 
Dazu kam noch das Pro- 
blem, daß wir bereits bei 
unserer letzten Nummer 
zwei sehr gute und lesens- 
werte Artikel, die aber nicht 
nur kurzfristig aktuell wa- 
ren, auf diese Nummer ver- 


schieben mußten und die 
bereits in der letzten Num- 
mer angekündigte Fortset- 
zung unseres Menschen- 
rechts-Schwerpunktes von 
Karl Reitter auch noch sei- 
nen Platz finden mußte. 
Einer der verschobenen Ar- 
tikel, eine Buchbesprechung 
von Florian Ruttner über ein 
im ID-Verlag erschienenes 
Buch über die Weathermen 
in den USA, wird nun zusam- 
men mit einigen anderen Re- 
zensionen nur in der Interne- 
tausgabe von Context XXI er- 
scheinen. Die Rezension ist 
zwar sehr spannend zu le- 
sen, der Platzmangel in der 
Papierausgabe aber einfach 
zu groß. 

Nach langem Überlegen 
beschlossen wir, aufgrund 
eben dieses Platzmangels 
nicht die Artikel des Antise- 
mitismus-Schwerpunktes zu 
kürzen oder gar nicht zu 
bringen, sondern den 
Schwerpunkt auf zwei Hefte 
auszudehnen. Bereits jetzt 


liegen für diesen zweiten Teil 
des Antisemitismus-Schwer- 
punktes folgende fertige Ar- 
tikel vor, die wir mit einer 
besser abgesicherten Fi- 
nanzlage bereits in dieser 
Nummer veröffentlichen 
hätten können: Stephan Gri- 
gat hat einen eher theoreti- 
schen Artikel über Antise- 
mitismus von Links verfaßt, 
dieser wird ergänzt durch ei- 
nen Beitrag über dessen 
konkrete Ausformung in 
Österreich und Deutschland. 
Meine Wenigkeit hat einen 
ausführlichen Beitrag über 
Antisemitismus im Nahen 
Osten, die traditionelle Po- 
sition von Jüdinnen und Ju- 
den im politischen Gefüge 
des Islams und die Verände- 
rungen dieser Position im 
20. Jahrhundert geschrieben. 
Peter Bierl ergänzt den zwei- 
ten Teil des Schwerpunktes 
schließlich mit einem Arti- 
kel über den Antisemitismus 
der der Zinskritik Silvio Ge- 
sells und Tauschringe und 


Schwundgeldexperimente 
zugrundeliegen, die sich auf 
Gesell berufen. 

Außerhalb des Schwer- 
punktes mußten wie außer- 
dem eine Rezension des neu- 
en Negri-Buches von Robert 
Foltin auf die nächste Aus- 
gabe verschieben. 

All dies werdet Ihr liebe 
LeserInnen, leider wie gesagt 
erst im zweiten Teil unseres 
Schwepunktes im Mai lesen 
können. Obwohl alle Artikel 
bereits druckfertig vorliegen 
würden, können wir es uns in 
einer angespannten finanziel- 
len Situation weder leisten, 
einfach ein zusätzliches Heft 
zu drucken, noch dieses Heft 
um einige Seiten zu erweitern. 
Wir rufen Euch deshalb in eu- 
rem eigenen LeserInneninter- 
esse dazu auf, Context XXI zu 
abonieren, wenn ihr sie noch 
nicht aboniert habt, Abos in 
Förderabos umzuwandeln 
oder einfach Geld für den 
Ausbau unseres Multimedia- 
Mediums zu spenden. Es geht 
nun darum, ob wir den 
Sprung zu einem auflagen- 
starken linken Qualitätsmedi- 
um schaffen oder nicht! 

THOMAS SCHMIDINGER 
MÄRZ 2001 
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DES WOLEKES UND 


„Nigerianische Drogenmafia" 
und die „Reinheit unseres Volkes“ 


Konsensuales Verhalten und die Reaktionen eines sozialdemokratischen 
Innenministeriums. Ein Interview mit Charles Ofoedu* 


Die Übermacht und 
die undurchschaubare 
Struktur der „organi- 
sierten Kriminalität", 
der Schutz „unserer 
Frauen" und „unserer 
Kinder" und nicht zu- 
letzt die „Reinheit un- 
seres Volkes" führen zu 
einem konsensualen 
Verhalten unter dem 
Titel: Wir verfolgen 
wen wir wollen! 


DAS GESPRÄCH FÜHRTE 
JÜRGEN SCHMIDT* 


*) Charles Ofoedu lebt und 
arbeitet seit 10 Jahren in 
Wien. Er studierte in Nigeria 
Publizistik und arbeitete unter 
anderem als Lehrer, als 
Medienverleger und als 
Beamter. Jürgen Schmidt ist 
in der Plattform „Für eine 
Welt ohne Rassismus” aktiv. 


m februar 1999 wurde Ah- 
med F. der aus dem senegal 
vor 10 jahren nach österreich 
migrierte in einer wiener u- 
bahnstation von polizeibe- 
amten so lange geschlagen bis 
er tot war. Am 1. Mai 1999 
starb Marcus Omofuma beim 
versuch des österreichischen 
staates ihn per flugzeug nach 
nigeria zu deportieren. Die 
rassistische praxis in staat und 
gesellschaft führte schließlich 
dazu, dass sich migrantInnen 
selbst zu einem breiten bünd- 
nis zusammen schlossen und 
mehrere demonstrationen in 
wien organisierten. Die erste 
dieser demonstrationen lief 
unter dem titel „stoppt den 
rassistischen polizeiterror”.! 
Die notwendigkeit dieser 
parole wurde in den nächsten 
monaten mehr als deutlich. 
Am 27. Mai 1999 startete die 
größte polizeiaktion der zwei- 
ten republik, die „operation 
spring”. Damit war das kon- 
strukt der nigerianischen dro- 
genmafia durchgesetzt. Von 
medien und gesellschaft wur- 
de es begierig aufgenommen. 
Die antisemitischen und ras- 
sistischen ressentiments die- 
ser verfolgungspraxis stießen 
auf einen breiten konsens. 
AfrikanerInnen werden heu- 
te ständig zu drogendealerIn- 
nen stigmatisiert, die in über- 
mächtigen strukturen organi- 
siert sind und die sicherheit 
der ganzen welt bedrohen. Im 
frühling 2000 wurde Imre B. 
in seinem auto sitzend von ei- 


nem polizeibeamten erschos- 
sen. Das ist die lehre, die po- 
lizei und medien aus ihrem 
kampf gegen afrikanerInnen 
gezogen hat. Erst schießen 
und dann fragen, schließlich 
geht es um unsere sicherheit. 
Doch von mord darf nicht 
gesprochen werden. mord als 
politische kategorie zu be- 
nennen, führt wieder zu straf- 
verfolgung. Eine aktivistin 
der african community brach- 
te es im mai 1999 auf den 
punkt: „sie haben beschlos- 
sen, dass wir nicht hier sein 
dürfen und jetzt bringen sie 
uns einfach um”. 
In deinem buch mor- 
gengrauen hast du dei- 
ne erlebnisse mit der 
„operation spring” und 
der medialen hetze nie- 
dergeschrieben. Jetzt 
schreibst du an einem 
neuen buch über einen 
afrikaner, der in öster- 
reich um asyl ansuchen 
will. Wie siehst du die 
verbindung zwischen 
kunst und politik, zwi- 
schen deiner literatur 
und den herrschenden 
zuständen in der gesell- 


schaft? 
Als schriftsteller bin ich teil 
dieser gesellschaft. Das 


schreiben muss daher auf 
meine umgebung zurückwir- 
ken. Wir sind ja auch politi- 
sche menschen. Auch wenn 
jemand schreibt um kultur zu 
schaffen, handelt es sich letzt- 
lich immer um politik. Die 


politik ist ein teil des lebens 
der menschen. Für mich ist 
es sehr wichtig immer über 
themen zu schreiben, die 
mich bewegen. Schriftstelle- 
rInnen könnten auch als die 
augen einer gesellschaft an- 
gesehen werden. Es gibt 
schriftstellerInnen, die kriti- 
seren und die etwas zu sagen 
haben, und andere, die nur 
über liebe schreiben. Ich sehe 
mich als jemand, der schreibt 
um politik zu machen. 

Charles du bist bei den 

bunten und bei der af- 

rican community. Wie 
würdest du diese zu- 
sammenschlüsse cha- 
rakterisieren? 
Die bunten existieren seit 4 
oder 5 jahren und sind eine 
politische organisation, die 
leute aus den einzelnen kon- 
tinenten zusammengebracht 
hat. Die beteiligten kommen 
aus unterschiedlichen zu- 
sammenhängen und bringen 
ganz individuelle vorausset- 
zungen mit. Es sind leute aus 
afrika, aus lateinamerika, aus 
asien, aus europa. Gegründet 
hat sich diese gruppe um für 
die würde der menschen zu 
kämpfen, egal welcher religi- 
on, welcher hautfarbe oder 
welcher kultur sie sich zu- 
gehörig fühlen. 

Unser ziel ist es die unter- 
drückungen zu beenden. Wir 
versuchen, dass unsere stim- 
me gehört wird. Es gibt auch 
eine zeitung, die „bunte zei- 
tung”.2 Da wir keinerlei bud- 
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get haben ist es oft sehr 
schwierig, die zeitung über- 
haupt zu produzieren. 

Die african community. 

ist eine zusammenset- 

zung von verschiedenen 
gruppen, die hauptsäch- 
lich von afrikanerInnen 
getragen werden. 
Die community gibt es seit 
ca. zwei jahren und sie ist für 
alle afrikanischen vereine und 
personen offen, die sich dafür 
interessieren. Es gibt hier kei- 
nen vorstand oder was ähn- 
liches. Wir kommen zusam- 
men, erzählen uns von unse- 
ren problemen und überle- 
gen, wie wir sie lösen können 
und weiter arbeiten können. 
Wir sprechen auch oft über 
integration und was wir da- 
zu beitragen können. Aber 
ich habe das gefühl, dass 
meist integration mit assimi- 
lation verwechselt wird. So 
etwas wie integration kann es 
hier nicht geben. 

Auch innerhalb der bun- 
ten gibt es oft widersprüche. 
Die bunten sind ja eine ge- 
mischte gruppe von männern 
und frauen. Man darf nicht 
vergessen, dass frauen immer 
sagen, dass sie sich emazipie- 
ren müssen. Was bedeutet 
emanzipieren? Die männer 
haben die frauen immer dis- 
kriminiert. Wenn man sagt, 
du musst zuhause bleiben, du 
kannst nicht rausgehen, dann 
macht man den gleichen 
druck wie er gegen afrikane- 
rInnen gemacht wird. Die 
afrikanerInnen sollen lieber 
nicht kommen, die sind so ge- 
fährdet. Wir haben viel von 
den feministinnen gelernt und 
wir können noch viel lernen. 

Die bunten wurden oft, 
der 
„österreichischen” lin- 
ken, kritisiert, zu unpo- 
litisch zu sein und sich 


vor allem aus 


nur für menschenrech- 
te - d la amnesty inter- 
national - einzusetzen. 
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Wie geht ihr mit sol- 

chen kritiken um? 

Wir haben eine klare politi- 
sche linie. In erster linie geht 
es uns darum, dass wir selbst 
für unsere rechte einstehen 
und dafür auch kämpfen kön- 
nen. es gibt auch noch andere 
kritiken, die von migrantIn- 
nenvereinen kommt. Die bun- 
ten würden versuchen alle mi- 
grantInnen zu vertreten. Aber 
wir sagten, das geht nicht, und 
das wollen wir auch nicht. 
Wir können nur uns selbst 
vertreten. Die anderen müs- 
sen das auch selber tun. 

Ich denke mir, dass eine 
gruppe, die nie kritisiert wird, 
auch nicht wahrgenommen 
wird. Deswegen freut mich 
diese kritik. Sie zeigt, dass wir 
zumindest schon gehört wer- 
den und auffallen. So freut es 
mich, dass ich noch der ob- 
mann der bunten bin. 

Im frühling 1999 kam 

es zu großen demos ge- 

gen rassismen. Am 19. 

März unter dem motto 

„stoppt den rassisti- 

schen polizeiterror”. 

Diese demonstrationen waren 
die ersten, bei denen die afri- 
kanerInnen überhaupt selbst 
auf die straße gegangen sind. 
Viele menschen hatten die 
ganze zeit angst. Sie wußten, 
niemand könne uns hier ver- 
teidigen. Aber die nigeriane- 
rInnen in wien haben zumin- 
dest schon einmal vorher eine 
demonstration organisiert. 
Nach der wahl in nigeria kam 
ein rechter präsident an die 
macht und da gab es eine ak- 
tion vor der botschaft in wien. 
Aber es war nicht so, wie wir 
uns das vorgestellt hatten. Es 
waren fast nur österreicherIn- 
nen und polizistInnen dabei. 
Wir waren nur ganz wenige. 
Alle, die uns sahen, haben uns 
mit großen augen angestartt, 
so unter dem motto „was ma- 
chen die afrikanerInnen in 
österreich auf der straße”. 
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Wir haben oft, schon be- 
vor Marcus Omofuma starb, 
über die brutalität der poli- 
zei gesprochen. Wir disku- 
tierten auch über die angriffe, 
denen afrikanerInnen auf der 
straße und bei der polizei 
ausgesetzt sind. In der öf- 
fentlichkeit hat aber niemand 
etwas gesagt oder etwas ge- 
tan. Die demonstrationen bei 
ahmed f. und marcus omofu- 
ma waren dann dafür da, 
dass wir überhaupt gehört 
werden. Wir arbeiteten mit 
verschiedenen organisationen 
zusammen. Dabei lernten wir, 
wie demos organisiert wer- 
den. Das war protest, der 
sagt, wir sind menschen und 
wir können zusammen für 
unsere rechte kämpfen. Wir 
haben gezeigt, dass wir zu- 
sammen arbeiten können. 
Nach den demonstrationen 
hat der staat auf die afrika- 
nerInnen eingeschlagen um 
ihre ganze zusammenarbeit 
zu zerstören. Ich hoffe, dass 
wieder eine zeit kommt, in 
der die afrikanerInnen in 
österreich auf die straße ge- 
hen können, um für ihre 
rechte zu kämpfen. 

Es gab, wie du auch er- 

zählt hast, unzählige 

übergriffe bis zu mor- 
den an migrantInnen. 

Warum wurde aus mar- 

cus 0. eine „ikone”? 
Marcus Omofuma kam ohne 
papiere als asylwerber nach 
österreich. Wenn er nicht ge- 
storben wäre, würde wahr- 
scheinlich niemand Marcus 
Omofuma kennen. Ich kann- 
te ihn auch nicht. Ich habe 
ihn nie gesehen. Bekannt ge- 
worden ist er aufgrund der 
situation. Er ist in einem flug- 
zeug bei einer abschiebung 
erstickt und die polizisten 
hatten die verantwortung. 
Die reaktionen der öster- 
reichischen politik unter 
schlögl und klima waren un- 
glaublich. Marcus wurden al- 


le seine rechte genommen. 
Die leute, die afrikanerInnen, 
haben dagegen gekämpft, 
sonst wäre es unter den tep- 
pich gekehrt worden und nie- 
mand hätte darüber geredet, 
wie immer in österreich. Dar- 
um mussten wir die ge- 
schichte von Marcus Omo- 
fuma in der gesellschaft be- 
kannt machen und polizei 
und regierung dazu zwingen, 
zu diesem vorfall stellung zu 
nehmen. Marcus omofuma 
darf nie vergessen werden. 
Wichtig - für das bekannt 
werden — war auch, dass er in 
bulgarien gestorben ist. Denn 
wäre das in österreich passiert, 
hätten medien und politike- 
rInnen sicher wieder versucht, 
ihn als dealer darzustellen, um 
behaupten zu können, er sei 
an drogen gestorben. 
Anläßlich der ersten 
demo nach Marcus 
Omofumas tod ent- 
stand die plattform „für 
eine welt ohne rassis- 
mus”. Es kam zu einer 
zusammenarbeit zwi- 
schen migrantInnen 
und „mehrbeitsösterrei- 
cherInnen”. 
„für eine welt ohne rassis- 
mus” ist eine struktur, die 
schnell entstand und es war 
großartig, dass wir eine sol- 
che organisation hatten. aber 
für uns als afrikanerInnen ist 
es immer dasselbe. Es wird 
immer gesagt, dass wir nichts 
machen können, und dass 
andere für uns entscheiden 
müssen. Das diskriminiert 
uns. Ich habe gut gefunden, 
dass wir zusammen gearbei- 
tet haben, aber meine eigene 
erfahrung war immer wieder 
die selbe. Wir diskutieren 
über ein thema und am ende 
entscheiden immer die öster- 
reicherInnen. viele afrikane- 
rInnen in der plattform dach- 
ten, dass ihnen das helfen 
kann. Aber ich habe gesehen, 
dass die plattform nichts für 
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die afrikanerInnen tun kann. 
Wir haben zuviele probleme 
hier, mit wohnungen und ar- 
beit. Ich glaube jetzt, es ist 
besser, wir bleiben so wie wir 
sind. Da können wir nicht 
einfach unter den tisch fallen 
und zusammenarbeiten kön- 
nen wir trotzdem. Viele der 
afrikanerInnen sind auch ein- 
fach nicht mehr gekommen 
aufgrund dieser irren repres- 
sion, die gegen sie eingesetzt 
wurde. Für sie ist es jetzt sehr 
wichtig sich wieder selbst 
stark zu organisieren. 

Was in der plattform pas- 
sierte war das gleiche wie 
überall anders auch. Alle ha- 
ben ihre eigenen interessen. 
Manchmal lache ich, wenn 
wer sagt, ich kämpfe gegen 
rassismus. Ich frage mich, 
was bedeutet rassismus über- 
haupt. Wir kämpfen gegen- 
einander mit intrigen und 
dann sprechen wir von anti- 
rassismus. Rassismen gibt es 
in vielen verschiedenen for- 
men, bewußt und unbewußt. 
Die leute verhalten sich oft 
rassistisch und erklären, dass 
sie eigentlich rassismus 
bekämpfen wollen. Oft habe 
ich das gefühl, sie haben 
nichts anderes zu tun. Meist 
können sie gar nicht verste- 
hen was passiert, weil sie 
ganz anders davon betroffen 
sind und meistens ja profitie- 
ren. Von einigen hat sich 
auch die plattform getrennt, 
oder die leute sind eh selber 
gegangen. 

Ich denke mir, die leute 
sollten sich mal fragen, was 
rassismus überhaupt ist. Wie 
passiert rassismus in der ge- 
sellschaft, in der religion, in 
der kultur? Was ist rassismus 
in den menschen? 

Kannst du differenzen 
nennen zwischen wi- 
derstand und demon- 
strationen in nigeria 
und dem was du hier 
erlebst? 


Ich habe dabei viel gelernt. 
Ich habe österreich kennen- 
gelernt. Wie sich die men- 
schen hier verhalten, wie sie 
arbeiten. Ich habe auch ge- 
lernt, dass wir protestieren 
können. In jeder gesellschaft 
schmerzen demonstrationen 
die regierung. Daher werden 
aktivistInnen auch immer von 
der staatsmacht attackiert. Die 
demos hier sind sehr ruhig 
und überhaupt nicht aggres- 
siv. Ich habe immer gesagt, es 
ist wie ein trauermarsch. Es 
ist ruhig und danach gehen al- 
le trinken. 

In nigeria sind die demos 
anders. Ich will damit nicht 
sagen, dass sie aggressiver 
sind, sonst kommt wieder je- 
mand auf die idee zu be- 
haupten, die afrikanerInnen 
wären von natur aus aggres- 
siver. Man könnte auch de- 
mos in den usa oder jugosla- 
wien hernehmen, z.b. die pro- 
teste gegen milosevic. Solche 
demos gibt es auch in nigeria, 
wo die leute wirklich ihre wut 
auf die straße tragen. Dann 
gibt es den willen etwas zu er- 
kämpfen. Die behörde und 
der staat haben das gewalt- 
monopol. Das führt dazu, 
dass es menschen gibt, die 
dieses verhältnis brechen wol- 
len. Wenn sich die menschen 
wirklich gegen eine regierung 
auflehnen, dann können sie 
auch „gewinnen”. Hier sind 
halt nach zwei wochen alle 
müde. Bei demos in nigeria, 
die ich erlebt habe, gibt es 
einfach viel mehr dynamik als 
bei demos in österreich. 

Auf die demos folgte 
die größte repressions- 
welle der zweiten re- 
publik. In der „opera- 
tion spring” und ihren 
folgeaktionen wurden 
mehr als 200 men- 
schen verhaftet und 
über 100 zu langjähri- 
gen haftstrafen verur- 
teilt. 


Ich ärgere mich immer, wenn 
so verallgemeinernd gespro- 
chen wird, wenn z.b. gesagt 
wird „alle afrikaner sind dro- 
genhändler”. Bei mir be- 
haupteten sie einfach, ich sei 
drogenboss. Niemand hat ge- 
sehen, dass ich schriftsteller 
und intelektueller bin. Die 
operation spring war letztlich 
nur ein konstrukt um die afri- 
kanerInnen zu kriminalisie- 
ren. Wir erwarten uns von 
den Menschen und Grup- 
pen, die mit uns solidarisch 
sind, dass sie unser bild wie- 
der richtig stellen. Dass sie 
versuchen, diesen konsens in 
der gesellschaft wieder zu 
durchrbechen. 

Die afrikanerInnen wur- 
den verhaftet, aber bevor 
man sie verhaftete wurden sie 
schon verurteilt. Sie wurden 
einfach alle zu drogenhänd- 
lern erklärt. Wir können und 
wollen nicht sagen, dass es 
keine afrikanischen drogen- 
händler gibt, die gibt es im- 
mer und in jeder gesellschaft. 
Das liegt nicht an einzelnen 
personen oder gruppen, es 
trifft die ganze gesellschaft. 

Viele gruppen haben nach 
der operation spring nicht 
mehr mit den afrikanerInnen 
zusammen gearbeitet, ich ha- 
be das echt einige male er- 
lebt. Viele leute haben uns al- 
leine gelassen und gesagt, 
wenn ihr etwas mit drogen zu 
tun habt, dann unterstützen 
wir euch nicht mehr. Das hat 
ein ganz schlechtes licht auf 
die afrikanerInnen in öster- 
reich geworfen. Aber diese 
rassistischen verleumdungen 
passieren immer, auf der 
ganzen welt unter jeder re- 
gierung. 

Wie ist das konstrukt 

der nigerianischen dro- 

genmafia entstanden. 

Warum ist es so einfach 

eine ganze gruppe in- 

nerhalb der gesellschaft 
derartig zu diffamieren. 


Für mich ist das eine typische 
verschwörungstheorie. So 
wurde die nigerianische dro- 
genmafia konstruiert. Es gab 
auch keine andere möglich- 
keit, um uns alle zu verhaf- 
ten. Aber das ist nur ein teil. 
Man hat auch versucht die 
geschichte von marcus omo- 
fuma unter den teppich zu 
kehren. Es hätte nicht mehr 
über marcus gesprochen wer- 
den dürfen. Es war auch ein 
versuch den innenminister zu 
verteidigen. Gesagt wurde 
nicht, dass es ein paar dro- 
gendealer gibt, sondern dass 
alle nigerianerInnen organi- 
siert kriminell seien, das sie 
übermächtig und bestens or- 
ganisiert seien. Das sind ver- 
schwörungstheorien. 
In österreich haben an- 
tisemitismen eine lan- 
ge tradition. Siehst du 
strukturelle verbindun- 
gen zwischen den kon- 
strukten der operation 
spring und den antise- 
mitismen in der gesell- 
schaft? 
Die gibt es sicher. Österreich 
hat so schnell seine geschich- 
te vergessen und verdrängt. 
Kein politiker in österreich 
hat gesagt, wir haben fehler 
gemacht. Es wurde nie auf- 
gearbeitet und daher nur ver- 
drängt. Antisemitismen gibt 
es in österreich immer und 
jeden tag. Schuld daran sind 
alle, die medien, die politik 
und die gesellschaft. Aber oft 
sprechen sie nicht darüber 
und versuchen es wegzusch- 
weigen wie die großen poli- 
tikerInnen. Auch die journa- 
listInnen müssen viel besser 
arbeiten. Sie sind auch nur 
ein teil dieser gesellschaft und 
daher mitverantwortlich. 
Du wurdest am 27. Mai 
als der große „drogen- 
boss” verhaftet. Jetzt 
läuft der prozess gegen 
dich. Wie weit ist das 
verfahren jetzt? 
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Ich habe damit gerechnet, 
dass mein prozess so verlau- 
fen wird, wie er sich bis jetzt 
entwickelt hat. Man hat mich 
verhaftet und das sehr gut ge- 
plant. Es gibt so etwas wie ei- 
ne unschuldsvermutung, aber 
die habe ich nie gesehen. Man 
sagt, es gibt drei teile eines 
staates. Die exekutive, das 
parlament und die justiz. Aber 
ich habe keinen unterschied 
gesehen zwischen diesen tei- 
len. Wenn die zusammenar- 
beiten und das tun sie, wird 
es sehr schlimm, dann hast du 
keine chance. Im ersten ver- 
fahren wurde ich zu 10 mo- 
naten bedingt verurteilt. Das 
verfahren läuft aber weiter. 
Ich will, dass sie erkennen, 
dass ich völlig unschuldig bin. 
Angefangen hat es für 
mich damit, dass sie mich 
zum drogenboss erklärten. 
Später wurden alle verfahren 
zu diesem punkt eingestellt. 
Dann erhielt ich die neue an- 
klage. Es ging nur noch um 
angebliche falschaussagen. 
Beim letzten prozess haben sie 
auch die kriminelle organisa- 
tion gestrichen und jetzt geht 
es nur noch um geldwäsche. 
Ich habe leuten geholfen geld 
nach nigeria zu überweisen. 
Jetzt sagt das gericht das war 
drogengeld, obwohl niemand 
von diesen leuten, für die ich 
das geld überwiesen habe, in 
die prozesse verwickelt ist 
oder sonst was mit drogen zu 
tun hat. Es muß einfach was 
übrig bleiben, denn das urteil 
wurde längst gesprochen. 
In den prozessen wur- 
den zum ersten mal 
anonymisierte zeugen 
eingesetzt. Der wichtig- 
ste zeuge in der opera- 
tion spring, der das ge- 
samte konstrukt auf- 
recht erhält ist als AZP 
bekannt geworden und 
wurde nun selbst we- 
gen beihilfe zum dro- 
genhandel verurteilt. 
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Ich kann dazu nur sagen, 
dass ich ihn nicht verstehen 
kann. Er kann nicht alles 
über alle wissen. Man glaubt 
ihm und man akzeptiert ihn. 
Er ist wohl der einzige afri- 
kaner in diesem staat dem 
einfach alles geglaubt wird. 
Jetzt wissen wir, dass dieser 
mann selbst mit grossen 
drogengeschäften zu tun 
hat. Bei einem zeugen mit 
helm, wie soll man sagen, ob 
er recht hat oder nicht. Ich 
weiß nicht, ob ich diese per- 
son je getroffen habe oder 
sonst mit ihm kontakt hat- 
te. Jemand geht vermummt 
zu gericht, erzählt irgendwas 
und alles wird akzeptiert. 
Doch die konsequenz aus 
diesem gesamten prozess ist 
sehr schwerwiegend. Die ei- 
gentliche funktion der „kron- 
zeugen” ist nun durchgesetzt. 
Sie wurde getestet und war 
„erfolgreich”. Nun ist es 
möglich, diese regelgungen 
auch bei anderen gruppen 
einzusetzen. Es hat einmal 
funktioniert und es wird wie- 
der funktionieren. 
Seit februar 2000 gibt 
es einen relativ breiten 
widerstand gegen eine 
koalitionsregierung aus 
einer rechten und einer 
rechtsextremen parteı,* 
der sich auch immer 
wieder als antirassi- 
stisch bezeichnet. 
Die bunten sind schon soli- 
darisch mit dem neuen wi- 
derstand. Aber die interes- 
sen innerhalb der bunten 
sind auch sehr verschieden, 
und es gibt einige bei uns, 
die das thema nicht interes- 
siert. Es gibt auch viel mehr 
an möglichkeiten als „nor- 
male” demonstrationen. Vie- 
le von uns wollen nicht mehr 
ständig auf demonstrationen 
gehen, weil sie schon genug 
probleme haben, um die sie 
sich kümmern müssen. Und 
sie sind noch immer damit 
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beschäftigt, sich wieder stark 
zu organisieren. Die opera- 
tion spring hat die african 
communtiy völlig zerschla- 
gen und es ist nicht leicht 
sich in österreich zu organi- 
sieren. Viele leute haben 
österreich auch schon ver- 
lassen, als die operation 
spring passierte, und viele 
haben sich darauf vorberei- 
tet, dass 
schnell verlassen können, 
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me bereitet, weil man selbst 
ständig gefährdet ist. 

In deinem neuen buch 

schreibst du wieder 

über die aktuelle situa- 

tion in österreich. 
Das neue buch handelt von 
menschenrechten. Von den 
erlebnissen eines asyl- 
suchenden in europa. Das 
buch ist aber noch nicht er- 
schienen und auch noch 
nicht fertig. 

Was hast du jetzt vor? 
Ich hoffe halt, dass dieser 
prozess bald vorbei ist. Ich 
will wieder mein leben leben 
können, als künstler, schrift- 
steller und politisch aktiver 
mensch. [=] 


1 Viele berichte zum tod von Marcus Omofuma, den demon- 
strationen und den darauf folgenden rassistischen Drogen- 
razzien gibt es im Internet unter der Adresse www.no-ra- 
cism.net. 

2 Die „Bunte Zeitung” erscheint ca. vier mal jährlich und ist im 
strassenverkauf erhältlich. Unter anderem ist die zeitschrift 
auch im Infoladen 10; EKH Wielandgasse 2-4, 1100 Wien 
erhältlich. 

3 AZ1: Anonymisierter Zeuge 1. Die meisten der urteile gegen 
die gefangenen der Operation Spring wurden ohne sachbe- 
weise, nur aufgrund der aussagen dieses zeugen gefällt. Sei- 
ne identität wurde der Öffentlichkeit bis jetzt verschwiegen. 

4 Bei der bezeichnung der FPÖ als rechtsextreme partei folgen 
wir der rechtsextremismusdefinition die Willibald Holzer 
in seinem artikel im handbuch des österreichischen rechts- 
extremismus formuliert hat und den analysen von Brigitte 
Bailer und Wolfgang Neugebauer über die FPÖ in eben 
diesem: DOKUMENTATIONSARCHIV DES ÖSTER- 
REICHISCHEN WIDERSTANDS (Hg.): Handbuch des 


Österreichischen Rechtsextremismus, Wien, 1993 
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Wir verfolgen, wen wir wollen! 


Die FPÖ und der Antisemitismus 


Die FPÖ und ihrer 
Ideologie muß im 
Kontext der öster- 
reichischen Gesell- 
schaft analysiert wer- 
den. Erst vor diesem 
Hintergrund wird 
begreifbar, dass die 
FPÖ nicht außerhalb 
des österreichischen 
Normalzustandes 
steht, sondern dessen 
reinster politischer 
Ausdruck ist. 


VON HERIBERT SCHIEDEL* 


*) Heribert Schiedel ist Mit- 


arbeiter des Dokumentations- 


archivs des Österreichischen 
Widerstands (DÖW) in Wien. 


D“ Antisemitismus hängt 


qualitativ wie quantita- 


tiv vom historischen Cha- 


rakter der nationalen Ge- 
meinschaft ab. Diese ist hier- 
zulande gefestigt wie kaum 
wo: Rund 90% der Öster- 
reicherInnen sind sehr oder 
ziemlich stolz darauf, solche 
zu sein. Gleich hoch ist die 
Zustimmung zum volksge- 
meinschaftlichen Stehsatz 
„Im Ringen um eine gesunde 
Wirtschaft sitzen Arbeitneh- 
mer und Arbeitgeber im sel- 
ben Boot.” 


Der österreichische 
Nationalismus 
Was heute als gefestigtes Na- 
tionalbewusstsein und sozia- 
ler Friede gefeiert wird, ist 
vor allem das Resultat eines 
spezifischen Umganges mit 
der NS-Vergangenheit. Der 
Austro-Patriotismus als An- 
tithese zum Deutschnatio- 
nalismus war nach 1945 die 
einigende Klammer unter 
den postfaschistischen Eli- 
ten. Im von diesen verord- 
neten kollektiven Abrücken 
vom _ deutschnationalen 
Ticket, auf dessen Bestand- 
teil der nicht eigenständig 
thematisierte Antisemitismus 
reduziert wurde, erschöpfte 
sich weitgehend die ideolo- 
gische Entnazifizierung. 
Daneben stellte das Be- 
kenntnis zur österreichischen 
Nation eine rückwärtsge- 
wandte Identifikation zum 
Zweck . der kollektiven 
Schuldabwehr dar: Weil bei 
den Alliierten Österreich als 
erstes Opfer der NS-Ag- 
gression durchging, sah sich 
seine Bevölkerung ebenso. 


Diese Selbstwahrnehmung 
als Opfer fand seine 
Deckung bei der politischen 
Macht, die damit erfolgreich 
Entschädigungszahlungen an 
die tatsächlichen Opfer ab- 
wehrte. Die zum Zwecke ei- 
nes endgültigen „Schlußstri- 
ches” von FPÖVP gewähr- 
ten Entschädigungszahlun- 
gen an jüdische Opfer sind 
tatsächlich nicht als verspä- 
tetes Schuldeingeständnis zu 
begreifen, sondern als Aus- 
fluß einer „moralischen Ver- 
antwortung”, wie Schüssel 
am 9. November 2000 ge- 
genüber der Jerusalem Post 
meinte. Bei dieser Gelegen- 
heit bezeichnete er die 
ÖsterreicherInnen als die 
„allerersten Opfer des Na- 
tionalsozialismus”, woraus 
der fehlende Rechtsanspruch 
der wirklichen Opfer abge- 
leitet wird. 

Die österreichische Nation 
als Opfergemeinschaft wird 
zusammengeschweißt von 
kollektiver Verdrängung. 
Dieser Reaktionsweise folgt 
die eingeschränkte Wahr- 
nehmung der Realität, der 
Hang zur Stereotypenbil- 
dung sowie die soziale Para- 
noia, die regelmäßig in Hass 
auf alles Nicht-Identische 
umschlägt. Trotzdem woll- 
ten viele im Wachsen des 
österreichischen National- 
bewusstseins antifaschisti- 
sche Haltungen massen- 
wirksam werden sehen. Da 
die FPÖ bis 1997 am Be- 
kenntnis zur „deutschen 
Volksgemeinschaft” festhielt, 
schien diese Annahme auch 
Berechtigung zu haben. In 
Wahrheit konnten gerade im 


transformierten Nationalis- 
mus antisemitische Einstel- 
lungen ungehindert fortle- 
ben. Dies erklärt, warum der 
nicht bloß taktisch motivier- 
te Schwenk der FPÖ zu „ag- 
gressivem Österreichpatrio- 
tismus” so reibungslos über 
die Bühne ging. 

Mit der Diskussion über 
die NS-Vergangenheit des 
ÖVP-Präsidentschaftskan- 
didaten Waldheim geriet der 
Opfermythos in die Krise. 
Aber auch in anderer Hin- 
sicht ist das Jahr 1986 als Zä- 
sur zu begreifen: Der Anti- 
semitismus war bis dahin im 
Wesentlichen ein privater, 
Bernd Marin spricht hier gar 
von einem „Antisemitismus 
ohne (öffentliche) Antisemi- 
ten”. Wenn diese, einer apo- 
logetischen Sichtweise der 
Zweiten Republik geschul- 
dete Einschätzung auch et- 
was überzeichnet scheint, so 
markiert der Präsident- 
schaftswahlkampf von 1986 
tatsächlich einen Einschnitt. 
Zum ersten mal nach 1945 
wurden von einer Partei und 
zahlreichen Medien syste- 
matisch antisemitische Stim- 
mungen geschürt und ver- 
wertet. Die ÖVP reagierte 
auf die (internationale) Kri- 
tik an ihrem Kandidaten 
Waldheim, der bezüglich sei- 
ner NS-Vergangenheit am 
Balkan sich an nichts erin- 
nern wollte, außer dass er 
damals nur seine „Pflicht er- 
füllt” hätte, mit einem trot- 
zigen „Wir Österreicher 
wählen, wen wir wollen!”. 
Dass es Juden und Jüdinnen, 
personifiziert im „Jüdischen 
Weltkongress”, seien, wel- 


Context XXI 


che die „Österreicher” in 
ihrem demokratischen 
Grundrecht beschneiden 
wollten, wurde von den 
Konservativen und ihren 
medialen Verbündeten offen 
ausgesprochen. 


Neues Selbstbewusstsein 
1986 brachen nicht nur die 
Schranken, die den Antise- 
mitismus mühsam im Priva- 
ten hielten. Auch die dama- 
lige Regierungspartei wurde, 
was sie war: Mit der Ob- 
mann-Kür Haiders kehrte die 
FPÖ zu ihren Wurzeln 
zurück. Während Haider als 
neuer Parteiführer gefeiert 
wurde, sah sich der unterle- 
gene Steger als „Jud’” mit 
dem Erschießen und Verga- 
sen bedroht. Die Pogrom- 
drohung eint den FPÖ-An- 
hang bis heute: Zu 30% 
stimmt dieser der Aussage zu, 
„es wäre für Österreich bes- 
ser, keine Juden im Land zu 
haben.” Die Hetzmasse weiß 
auch genau, wie die zu De- 
portierenden auszumachen 
sind: 71% der FPÖ-Sympa- 
thisantInnen glauben, „dass 
man die meisten Juden an 
ihrem Aussehen erkennen 
kann.” Alles in allem sind an- 
tisemitische Einstellungen 
unterm FPÖ-Anhang rund 
doppelt so häufig anzutref- 
fen wie im österreichischen 
Durchschnitt. 

Die Handlungen folgen 
auf dem Fuß: 1992 schände- 
ten zwei freiheitliche Nach- 
wuchskader den jüdischen 
Friedhof in Eisenstadt. Die 
beiden Täter wollten laut 
Bekennerschreiben ihrem 
„Vorbild Jörg Haider” einen 
„arischen Gruß” zukommen 
lassen. Doch dieser zeigte 
sich wenig erfreut und 
machte die „Linken” dafür 
verantwortlich. Sogar als kei- 
ne Zweifel über den frei- 
heitlichen Background des 
antisemitischen Angriffes 
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mehr bestanden, versuchten 
FPÖ-Politiker, die Tat als 
Produkt einer jüdisch-anti- 
faschistischen Verschwörung 
hinzustellen. 

Ob Haider und die Sei- 
nen aber als antisemitisch zu 
bezeichnen sind, entscheiden 
hierzulande die Gerichte. 
Wolfgang Neugebauer, Lei- 
ter des Dokumentationsar- 
chives des österreichischen Wi- 
derstandes, wurde vom da- 
maligen FPÖ-Obmann ge- 
klagt, weil er ihm einen „An- 
tisemitismus der besonders 
perfiden Art” attestiert hat- 
te. Neugebauers Einschät- 
zung basierte auf Haiders 
Abwehr der Kritik aus Isra- 
el. Unmittelbar nach den 
Wahlen im Oktober 1999 be- 
zeichnete er diese als „hyste- 
rische Akte”, welche den jü- 
dischen Bürgern in ganz Eu- 
ropa schaden würden. „In ei- 
ner zivilisierten Welt”, so 
Haider weiter, „agiert man 
nicht mit Drohungen, son- 
dern setzt sich bei Mei- 
nungsverschiedenheiten an 
den Verhandlungstisch.” Die 
Wortmeldung gipfelte im an- 
tisemitischen Standardsatz, 
wonach die Juden und Jüd- 
innen an ihrer Verfolgung 
selbst schuld seien: „Es gibt 
genügend Leute, die sagen: 
“Wir wissen jetzt, warum An- 
tisemitismus entsteht.’” 

Auch Ariel Muzicant, Prä- 
sident der Israelitischen Kul- 
tusgemeinde, muss vor Ge- 
richt. Sein Vergehen bestand 
darin, auf das wachsende Ag- 
gressionspotential der Anti- 
semitInnen rund um die letz- 
te Nationalratswahl hinzu- 
weisen: Mit der damaligen 
FPÖ-Agitation gegen „Über- 
fremdung” hätten antisemi- 
tische Drohbriefe und Pöbe- 
leien rapide zugenommen. 
Weil Muzicant dafür explizit 
die FPÖ verantwortlich 
machte, wurde er von Haider 
umgehend geklagt. 
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Daneben gründeten die 
Opfer gewisser Kreise kurz 
nach Muzicants Hinweis auf 
den Charakter der FPÖ ei- 
ne Schutzgemeinschaft frei- 
heitlicher Wählerinnen und 
Wähler (SG). Dabei handle 
es sich um eine „Notwehr- 
reaktion”, welche „sich ge- 
gen die momentan in Öster- 
reich stattfindende Diffa- 
mierung und Hetze gegen 
die Freiheitliche Partei und 
deren Wähler richte.” FPÖ- 
General Westenthaler be- 
hauptete öffentlich,‘ dass 
nicht seine Truppe, sondern 
Muzicant „an der Schraube 
des Hasses” drehe. Ein 
FPÖ-Nationalrat ging noch 
weiter und nannte Muzi- 
cants Kritik „übelsten NS- 
Jargon”. Dass es sich dem- 
gegenüber bei der freiheitli- 
chen Gesinnungsgemein- 
schaft um die „Juden von 
heute” handelt, beklagte 
Haider schon vor Jahren. 


Die Täter-Opfer-Umkehr 
ist nicht nur strategisches 
Kalkül, sondern auch Aus- 
druck paranoider Aufrich- 
tigkeit derer, die sich von 
Juden und Jüdinnen verfolgt 
wähnen. So entlarvte Haider 
„hohe Funktionäre der jüdi- 
schen Gemeinde in Wien”, 
hätten, 
„beim State Department in 


welche versucht 


Washington gegen uns Stim- 
mung zu machen”, als 
Drahtzieher der neuerlichen 
Kampagne gegen Österreich. 
Bereits 1998 behauptete der 
von finsteren Mächten Ver- 
folgte im ORF, Juden wür- 
den im Geheimen über ihn 
zu Gericht sitzen. Die Kärnt- 
ner FPÖ-Zeitung damals: 
„Dass es geheime Organisa- 
tionen, um nicht zu sagen: 
Logen gibt, die hinter Pol- 
ster- und Tapetentüren, in 
Säulenhallen und unter Kan- 
delabern unter jedem Aus- 
schluß der Öffentlichkeit ta- 


gen, darf in Österreich nicht 
behauptet werden. (...) B’naz 
B’rith nennt sich die honorige 
Gesellschaft. Offiziell die 
weltweit größte jüdische Or- 
ganisation mit einem UNO- 
Sitz, inoffiziell aber wohl ei- 
ner der mächtigsten Ge- 
heimbünde, in denen so 


manches entschieden wird, _ 


was nicht für das Licht der 
Öffentlichkeit bestimmt ist.” 
Den realen Hintergrund der 
aufgedeckten Verschwörung 
bildet eine Anzeige, welche 
von B’nai B’rith gegen Hai- 
der nach dessen Auftritt 1995 
in Krumpendorf eingebracht 
worden war. Er nannte die 
dort anwesenden ehemaligen 
Waffen-SS-Männer Men- 
schen, „die einen Charakter 
haben und die auch bei größ- 
tem Gegenwind zu ihrer 
Überzeugung stehen und ih- 
rer Überzeugung bis heute 
treu geblieben sind.” Beim 
imaginierten „Femegericht” 
von B’nai B’rith handelte es 
sich vielmehr um eine Dis- 
kussion über die behördli- 
chen und medialen Reaktio- 
nen auf den Krumpendorf- 
Skandal. „Ob das freilich im 
Sinne der jüdischen Gemein- 
de ist”, bezweifelt das FPÖ- 
Blatt abschließend nicht ohne 
den obligaten drohenden 
Unterton. 

Auch in ihrer sozialen 
Demagogie greift die FPÖ 
auf Verschwörungsmythen 
zurück. So wurde 1997 in der 
Steiermark ein Propaganda- 
blatt verbreitet, darauf die 
graphische Darstellung der 
„arbeitende(n) Bevölkerung”, 
wie sie von „Sozialismus” 
und „Kapitalismus” in die 
Zange genommen werde. Er- 
sterer, so heißt es dort, be- 
treibe die „Ausbeutung der 
arbeitenden Bevölkerung 
mittels Steuern durch die 
Umverteilungspolitik der ei- 
gentlichen Machthaber der 
internationalen sozialistischen 
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Parteien und Gewerkschaf- 
ten”, zweiterer „mittels Zin- 
sen durch die Profitgeldge- 
schäfte der die internationale 
Hochfinanz beherrschenden 
Banken und Spekulanten”. 
Und darunter in bester 
NS-Tradition: „Der Sozialis- 
mus und der Kapitalismus 
teilen sich in geheimer Kom- 
plizenschaft die Ausbeutung 
der arbeitenden Bevölke- 
rung.” 

Als Vordenker der FPÖ 
galt lange Zeit Andreas Möl- 
zer. Dieser mußte zwar 1995 
seinen Chefsessel in der Par- 
teiakademie räumen, hat es 
aber mittlerweile zum kul- 
turpolitischen Beauftragten 
des Kärntner Landeshaupt- 
mannes gebracht. 1991 
schrieb Mölzer in der Aula, 
einem Vorfeldorgan der 
FPÖ: „Die Geschichte hat 
mehrmals gezeigt, dass ent- 
ortete und entwurzelte Völ- 
ker, wie etwa die Juden in 
der Diaspora (...), es diesbe- 
züglich verstanden, aus der 
Not eine Tugend zu machen. 
Der Handel und das Ge- 
schäft des Geldwechslers (...) 
prägte den Charakter dieser 
Völker so hundertprozentig, 
dass ihnen Handwerk, 
Ackerbau oder Industriear- 
beit geradezu widernatürlich 
erscheinen mussten. Dafür 
waren nur mehr die Wirts- 
völker zuständig.” 

Die von der FPÖ selbst 
als „Vorfeldorganisation” 
bezeichneten Freiheitlichen 
Akademikerverbände geben 
nicht nur die Aula heraus, 
sondern organisieren auch 
Veranstaltungen. So im No- 
vember 1999, als der deut- 
sche Neonazi Horst Mahler 
auf deren Einladung in Wien 
referierte. Mahler sprach 
dort vom „jüdischen Volk”, 
das der „Feind” der Deut- 
schen sei. Auf dem Weg zur 
„Volksgemeinschaft” müs- 
sten sich die Deutschen von 


den „negativen jüdischen 
Prinzipien” wie dem „Mam- 
monismus” befreien. Aber 
noch würden „unsere Fein- 
de” (die Juden und Jüdin- 
nen, Anm.) „über unsere 
Gedanken (herrschen)”. 
Mahler versuchte schließ- 
lich, die antisemitische Ver- 
folgung zu legitimieren: 
„Den Juden wurde der Hass 
auf andere Völker auferlegt. 
Die anderen Völker haben 


diesen Hass nur erwidert.” 


Sekundärer 
Antisemitismus 

Anläßlich der Einigung über 
Entschädigungszahlungen an 
jüdische NS-Opfer setzte die 
FPÖ Anfang 2001 parla- 
mentarische Schritte: Laut 
Kronen-Zeitung wollten 
Freiheitliche in Anfragen 
wissen, „wie lange wir noch 
zahlen müssen” und „wann 
ein Schlußstrich gezogen 
wird.” Die FPÖ behauptete 
bei dieser Gelegenheit, dass 
„seit 1945 300 Milliarden 
Schilling an Wiedergutma- 
chung geflossen sind.” Der 
tatsächliche Betrag beläuft 
sich zwar nur auf ca. 100 
Milliarden, aber die Wahr- 
heit hat bei der Abwehr zu 
verantwortender Schuld und 
der Erinnerung an die NS- 
Verbrechen 
schweren Stand. 

Bereits 1998 beschrieb 
Mölzer die Forderungen der 
Überlebenden der Shoah in 
Zur Zeit als „Fass ohne Bo- 
den”: „Man sollte einem 
durchaus 
chungswilligen Land und 


stets einen 


wiedergutma- 


seinen Bürgern (...) nicht das 
Gefühl geben, dass sie ge- 
wissermaßen ad infinitum 
als Melkkuh für Ansprüche 
herhalten müssen, für die es 
keine rechtliche und mora- 
lische 
gibt.” Kurz darauf schlug 
das FPÖ-Organ Neue Freie 
Zeitung (NFZ) ähnliche Tö- 


Grundlage mehr 


DIES: MOLK ES: UND 


ne an. Unter dem Titel „Der 
Holocaust als Geldquelle” 
wird die Shoah zunächst 
zum Gerücht: „Zwischen 
vier und sechs Millionen To- 
desopfer soll, je nach Lesart 
und Geschichtsschreibung, 
allein der Holocaust gefor- 
dert haben.” Dieser diene 
den Juden und Jüdinnen 
nicht nur als „cash-cow”, 
sondern auch „als Druck- 
mittel mit  Killerargu- 
ment-Qualität zur Durch- 
setzung vordergründiger In- 
teressenlagen”. Ähnlich ge- 
artet ist der Kommentar, 
welchen FPÖ-Bundesrat 
John Gudenus anläßlich der 
Entschädigungszahlungen 
an ehemalige Zwangsarbei- 
terInnen abgab: „Diese Ent- 
schädigungen sind nichts 
anderes als Schutzgeld, das 
wir zahlen müssen. (...) Er 
(der Anwalt Ed Fagan, 
Anm.) ist ein guter Ge- 
schäftsmann, das ist klar. 
Aber ich glaube, er trägt 
nicht dazu bei, Sympathien 
für seinesgleichen zu er- 
wecken. Aber man darf 
auch nicht verallgemeinern. 
Es gibt in Deutschland auch 
den Anwalt Witti, von dem 
ich annehme, dass er nicht 
jüdischer Abstammung ist — 
und der agiert ähnlich als 
Geschäftsmann.” 1995 fiel 
dem damaligen FPÖ-Natio- 
nalrat zur Shoah nur ein: 
„Gaskammern? Ich halte 
mich da raus. Ich glaube al- 
les, was dogmatisch vorge- 
schrieben ist.” Darauf hin 
ließ die FPÖ Gudenus je- 
doch kurzfristig in der Ver- 
senkung verschwinden. 
Auch Haider polemisierte 
wiederholt gegen eine soge- 
nannte „Wiedergutma- 
chung”. Diese betreffe, wie 
er bei der FPÖ-Veranstal- 
tung in der Wiener Stadthal- 
le am 20. Oktober 2000 aus- 
führte, „nämlich nicht nur 
die in New York und im 
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Osten, sondern vor allem 
auch unsere sudetendeutsche 
Freunde. Wir wollen uns zu- 
erst um die eigenen Leute 
kümmern.” Damit schreibt 
Haider implizit die NS- 
Volksgemeinschaft fort. Das 
Relativieren der Shoah durch 
den Verweis auf das Schick- 
sal der „eigenen Leute” hat 
Tradition. Schon 1998 mein- 
te Haider: „Wenn jüdische 
Emigranten Forderungen 
stellen, dann ist sozusagen 
die Wiedergutmachung end- 
los. Wenn Sudetendeutsche 
dasselbe von der österreichi- 
schen Regierung verlangen, 
dass sie gegenüber den tsche- 
chischen Behörden ihre Wie- 
dergutmachungsforderungen 
durchsetzen sollen, dann 
wird gesagt, irgendwann 
muss einmal ein Schluss- 
strich unter die Geschichte 
gezogen werden. (...) Man 
kann nicht Gleiches ungleich 
behandeln.” 

Der niederösterreichische 
Freiheitliche Gemeindekurier 
schrieb 1998 über die von 
der Regierung eingesetzte Hi- 
storikerkommission zur ver- 
späteten Aufarbeitung volks- 
gemeinschaftlicher Raubzü- 
ge: „Herrn Simon Wiesent- 
hal räumt man das Recht ein, 
einen Ausländer für eine 
Kommission zu nominieren, 
der Vorsitzende selbst, Cle- 
mens Jabloner, sagt im profzl 
Nr. 41, dass er aus einer ‘jü- 
dischen Familie stammt und 
Mitglied der israelitischen 
Kultusgemeinde ist.’ Hier en- 
det einfach die Glaubwür- 
digkeit in diese ‘unabhängi- 
ge’ Kommission, da, und dies 
sei sachlich festgestellt, die in 
Österreich lebende jüdische 
Bevölkerung in höchsten 
staatlichen und privaten Stel- 
len und in Banken unge- 
wöhnlich stark präsent ist. 
Darüber zu sprechen, fällt 
unter Rassismus und schon 
ist man eingeschüchtert!” 
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Die ängstliche Schüch- 
ternheit in der falschen Sinn- 
produktion ist echt: Es wird 
tatsächlich an eine jüdische 
Allmacht geglaubt. Und so- 
lange sie diese nicht gebro- 
chen werden kann, wird ver- 
sucht, sich als PhilosemitIn 
an sie zu schmiegen. Haider 
etwa wollte in Israel bewei- 
sen, dass er kein Antisemit 
ist, allein der FPÖ-Obmann 
wurde mit einem Einreise- 
verbot belegt. Statt ihm ver- 
sucht nun FPÖ-General 
Sichrovsky, jüdische Kritiker- 
Innen zu besänftigen. Als Ju- 
de erfüllt Sichrovsky darüber 
hinaus eine wichtige Funkti- 
on bei der Abwehr des Anti- 
semitismus-Vorwurfes: Schon 
seine Position in der FPÖ be- 
lege das Gegenteil. Vor allem 
aber kann ihn die FPÖ mit 
Angriffen betrauen, vor wel- 
chen eingeschüchterte FPÖ- 
Kader 
schrecken. Gegenüber der 


noch zurück- 
slowenischen Tageszeitung 
Delo griff er auch gleich ins 
Volle: „Sie müssen verstehen, 
dass die Mitglieder der jetzi- 
gen jüdischen Gemeinschaft 
in Österreich keine öster- 
reichischen Juden sind. Der 
Obmann der Wiener Ge- 
meinschaft, Ariel Muzicant, 
wurde in Israel geboren, 
ebenso der große Anführer 
der jetzigen Demonstratio- 
nen, Doron Rabinovici. (...) 
Die heutigen Führer der Ge- 
meinschaft, welche hierher 
Geld verdienen kamen, sich 
hier nicht zu Hause fühlen 
und ihre Kinder ins Ausland 
studieren schicken, sind mei- 
ner Meinung nach umstrit- 
ten, weil sie mit diesem Staat 
nicht gefühlsmäßig verbun- 
den sind. (...) Es geht (bei 
Muzicant, Anm.) um einen 
aggressiven, zornigen Men- 
schen, der ungeheuer geizig 
ist und ungeheuer reich wird. 
Ich verstehe nicht, wie der- 
art hasserfüllte Menschen ei- 


DER MEDIEN. HETZ 


ne Gemeinschaft leiten kön- 
nen. (...) Er (Bubis, Anm.) 
war eben an der Spitze einer 
jener jüdischen Organisatio- 
nen, welche wegen der Ver- 
gangenheit so wichtig und 
stark wurden. Sie haben das 
weltweite Gefühl der Schuld 
ausgenutzt und wurden 
äußerst einflussreich. (...) Mu- 
zicant kommt vor die Kame- 
ra, damit er über Antisemi- 
tismus, Rassismus und über 
die extreme Rechte spricht. 
Er ist wirklich eine tragische 
Erscheinung. Der Mann tut 
mir leid, so wie mir alle ‘Be- 
rufsjuden’ leid tun, welche ih- 
re toten Verwandten ausnüt- 
zen müssen, um ins Fernse- 
hen zu kommen.” 

In der NFZ legt Sichrovs- 
ky Muzicant folgende Wor- 
te in den Mund: „Liebe Wei- 
sen, in Österreich herrscht 
Rassismus, weil ich immer 
noch erst der zweitreichste 
Immobilienhändler bin.” Ne- 
ben der Geschäftstüchtigkeit 


und Geldgier, der zweifel- 
haften nationalen Loyalität 
und dem (‘alttestamentari- 
schen’) Hass kommt dem 
Hinweis auf fremd klingen- 
de Namen zentraler Stellen- 
wert zu. So fällt Sichrovsky 
beim französischen Europa- 
minister Moscovici dessen 
„nicht sehr französisch klin- 
gender Name” auf. Anfang 
2001 verlangte der FPÖ-Ge- 
neral von der Regierung, sie 
solle „die Forderung des 
World Jewish Congress, sich 
(für die österreichische Mit- 
schuld an der Shoah, Anm.) 
zu entschuldigen, nicht nur 
ignorieren, sondern eine Ent- 
schuldigung des WJC ver- 
langen für dessen Hetze ge- 
gen das österreichische Volk, 
die von dieser Organisation 
in den letzten Monaten ver- 
breitet wurde.” 

Glückliche Ostmark: Die 
AntisemitInnen haben wieder 
ihren Juden, der ausspricht, 
was sie denken. | 
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Konturen medialen 
Antisemitismus in Österreich 


Sekundärer Antisemitismus und die Neudefinition der öffentlichen 
Antisemitismusschwelle in den österreichischen Medien nach 1945 


Der Sieg der Alliierten 
im Jahr 1945 bedingte 
in Österreich zwar poli- 
tisch einen radikalen 
Umbruch, doch gerade 
der Medienbereich war 
von personeller Konti- 
nuität zur Nazi-Zeit ge- 
kennzeichnet. 


VON ALEXANDER POLLAK* 


*) Alexander Pollak ist wissen- 
schaftlicher Mitarbeiter am 
Forschungsschwerpunkt 
„Diskurs, Politik, Identität" der 


Akademie der Wissenschaften. 
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in Großteil der Journa- 

listInnen, die bereits vor 
1945 die Medienlandschaft 
geprägt hatten, blieben auch 
nach dem Zusammenbruch 
des nationalsozialistischen 
Regimes redaktionell tätig. 
Dennoch vollzog sich auch 
im Medienbereich ein Para- 
digmenwechsel. Die Bericht- 
erstattung wurde den neuen 
politischen Bedingungen an- 
gepasst und es wurden, mit 
Hinsicht auf die eigene In- 
volvierung in die nationalso- 
zialistischen Verbrechen, me- 
diale Tabuzonen entwickelt. 
Eine dieser Tabuzonen betraf 
die Artikulation von antijü- 
dischen Ressentiments: Anti- 
semitIn zu sein, galt nach den 
Ereignissen der Jahre 38-45 
als ehrenrührig, als verpönt. 
Das bedeutete jedoch nicht, 
dass jeglicher Antisemitismus 
damit aus den Medien ver- 
bannt war. Vielmehr hatte die 
Tabuisierung öffentlicher Ar- 
tikulation antijüdischer Res- 
sentiments zur Folge, dass 
sich eine Art „Antisemitis- 
musschwelle” konstituierte, 
die es nicht zu überschreiten 
galt. Das heißt, es durfte nur 
noch gerade so antisemitisch 
geschrieben werden, dass 
sich der jeweilige Verfasser 
noch getrauen konnte zu be- 
haupten, er wäre kein Anti- 
semit. Der Sozialwissen- 
schaftler Bernd Marin hat das 
den „Antisemitismus ohne 
Antisemiten” genannt. 


Nachdem offener, unab- 
geschwächter Antisemitismus 
nach 1945 nicht mehr mög- 
lich war, entwickelten sich ei- 
nerseits Formen der Ver- 
leugnung von Antisemitismus 
und zum anderen auch eine 
neue Sprache des Antisemi- 
tismus. Es entstand das, was 
in der Wissenschaft heute als 
„sekundärer Antisemitismus” 
bezeichnet wird. Die neuen 
antisemitischen Ausdrucks- 
weisen basierten auf Andeu- 
tungs- und Anspielungsfor- 
men, die Bezüge zu weit ver- 
breiteten antisemitischen Res- 
sentiments herstellten und 
diese damit quasi in ver- 
schlüsselter und meist auch 
abgeschwächter Form repro- 
duzierten. Die direkte, offe- 
ne Artikulation von Antise- 
mitismus war somit nicht 
mehr nötig, die Möglichkeit 
der Distanzierung quasi den 
neuen Artikulationsformen 
inhärent. 

Ein weiterer zentraler 
Aspekt sekundären Antisemi- 
tismus ist die Tatsache, dass 
dieser sein „Aktionsfeld” aus- 
geweitet hat, sich in Ersatz- 
handlungen jenseits „klas- 
sisch” antijüdischer Angrif- 
fe/Anspielungen übt. So hat 
sich als ein Feld von antisemi- 
tischen Ersatzhandlungen, die 
Vergangenheitspolitik, der 
Umgang mit dem Nationalso- 
zialismus etabliert. Etwa, wenn 
„den Juden” Mitschuld an ih- 


rer Vertreibung und Ermor- 


Te te 


dung gegeben wird, wenn ein- 
zelne jüdische Persönlichkei- 
ten, wie Simon Wiesenthal, als 
gnadenlose Rächer dargestellt 
werden, oder wenn versucht 
wird den Holocaust zu ver- 
leugnen bzw. zu verniedlichen. 
Ein anderes Feld für anti- 
semitische Ersatzhandlungen 
stellt der israelisch-palästi- 
nensische Konflikt dar. Anti- 
semitismen finden hierbei 
ihren Ausdruck etwa in der 
Gleichsetzung von „den Is- 
raelis” bzw. „den Juden” mit 
„den Nazis”, wenn es um die 
Beschreibung der israelischen 
Repressionspolitik gegenüber 
den ‚Palästinensern geht. 


Antisemitismus als 
vergangenheits- und 
gegenwartspolitisches 
Instrument 

Bei der Analyse des Antise- 
mitismus in den österreichi- 
schen Medien nach 1945 
stellt sich, neben der Frage 
der sprachlichen und semio- 
tischen Artikulationsformen, 
auch die Frage nach den 
Funktionen von Antisemitis- 
mus in den Medien, wobei es 
in diesem Zusammenhang 
auch die spezifischen inhalt- 
lichen und ereignisbezogenen 
Kontexte, in denen Antise- 
mitismen transportiert wer- 
den, zu eruieren gilt. 

Die Funktionen, die der 
medialen Verwendung von 
Antisemitismen zugeschrieben 
werden können, sind vielfälti- 
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ger Natur: Betrachtet man 
zum Beispiel Mediendebatten 
rund um die individuelle Ver- 
gangenheit von Personen des 
politischen Lebens (z.B. Fried- 
rich Peter, Kurt Waldheim, 
usw.) und deren Involvierung 
in den Nationalsozialismus, so 
treten Antisemitismen in die- 
sem Zusammenhang oft als 
Momente politischer Instru- 
mentalisierung auf. Das heißt, 
die Verwendung von Antise- 
mitismen dient der emotiona- 
len Verstärkung der Argu- 
mentation und der Herstel- 
lung emotionaler Bezüge, von 
denen sich die LeserInnen- 
schaft angesprochen fühlten, 
mit denen sie sich identifizie- 
ren soll. Anker- und Legiti- 
mationspunkte der antisemi- 
tischen Ressentiments sind da- 
bei meist - in die Debatte in- 
volvierte - jüdische Personen 
(Simon Wiesenthal, Edgar 
Bronfman) oder Organisation 
(World Jewish‘ Congress). 
Die vergangenheitspolitische 
Funktion derartiger antisemi- 
tischer Attacken ist evident: 
Es geht darum, aus den Op- 
fern Täter und gleichzeitig aus 
der „Tätergesellschaft” ein 
kollektives Opfer (ungerecht- 
fertigtrer Angriffe 
„außen”) zu machen. Anstatt 


von 


sich mit der österreichischen 
Involvierung in die Nazi-Ver- 
brechen auseinanderzusetzen, 
wird die Vergangenheitsdis- 
kussion selbst, deren Zuläs- 
sigkeit, zum Thema gemacht 
— und abgelehnt. 

Es finden sich auch me- 
diale Beispiele, in denen ver- 
sucht wird „den Juden” eine 
Mitschuld, oder gar die 
Hauptschuld, an den (an ih- 
nen begangenen) nationalso- 
zialistischen Verbrechen zu 
geben. In einigen Artikeln 
werden etwa Eichmann oder 
Heydrich als Juden präsen- 
tiert, womit Juden zu den 
Initiatoren des Holocaust 
werden. So geschehen bei- 
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spielsweise in einer Serie der 
„Presse” aus dem Jahre 1950 
über „den deutschen Ge- 
heimdienst”, in der Reinhard 
Heydrich als Hauptverant- 
wortungsträger für den Ho- 
locaust dargestellt und dieser 
„dämonischen Figur” eine 
„Volljüdin” als Mutter und 
ein „Halbjude” als Vater zu- 
geordnet wird. Der Nazi 
Heydrich ein Jude? Der Ju- 
de Heydrich ein Nazi? Ein 
Jude, der zugleich „Hasser 
des Christentums” war, als 
zentraler Vollstrecker des 
Holocaust? Das Geschichts- 
bild, das die „Presse” in der 
angesprochenen Serie offe- 
riert, mutet (nicht erst aus 
heutiger Sicht) wie eine ver- 
kehrte Welt an. Die Masse 
der Menschen wird von jeg- 
licher Mitverantwortung frei- 
gesprochen, die Schuld an 
den Verbrechen auf eine 
„jenseits christlicher Moral” 
agierende Einzelperson „jü- 
discher Abstammung” proji- 
ziert und fokussiert. 

Einen anderen vergan- 
genheitspolitische Zugang 
bot eine Anfang der sechzi- 
ger Jahre (ebenfalls in der 
„Presse”) publizierte Serie. 
In dieser 138-teiligen „Do- 
kumentation” setzte sich der 
Journalist Helmut Andics mit 
„Österreich von 1938 bis 
1945” auseinander. Die Fol- 
gen 30-32 behandelten „die 
Judenfrage” (in der „Presse” 
ohne Anführungszeichen ge- 
schrieben). Andics diagnosti- 
zierte, dass „die Juden” in 
Wien tatsächlich ein Problem 
dargestellt hätten, und zwar 
sowohl das „intellektuelle Ju- 
dentum” als auch „die Ost- 
juden”. Vor allem „die Ost- 
juden” hätten, laut Andics, 
keinen Anschluss an „die 
christlichsozialen Kleinbür- 
ger” oder an „die sozialde- 
mokratischen Arbeiter” ge- 
funden. Außerdem habe es 
in der Bundeshauptstadt ge- 
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nerell zu viele Juden gegeben, 
sodass man „das Problem” 
nicht wie in Deutschland, 
nämlich, Andics, 
gemächlich und durch for- 


laut 


cierte Auswanderung, hat 
„lösen” können. Zuguterletzt 
kommt Andics auf die „Ari- 
sierungsfrage” zu sprechen 
und zieht einen Vergleich 
zwischen 1938 und 1945: 
„1938 sind es die Judenwoh- 
nungen, die Judengeschäfte, 
über die die Meute berfallt. 
1945 werden es unter verän- 
derten Vorzeichen die Nazi- 
wohnungen, die Nazigeschäf- 
te sein. Der Beweggrund ist 
der gleiche, oft sind sogar die 
Arisierer dieselben Zeitgenos- 
sen, die dann sieben Jahre spd- 
ter als Entnazifizierer ans 
Werk gehen.” 

Im Gegensatz zur Serie aus 
dem Jahre 1950 wird hier 
nicht ein „Jude” zum Haupt- 
verantwortlichen für die Er- 
mordung der Juden, sondern 
„die Juden” zum „Problem”, 


das einer „Lösung” bedürfe, 
gemacht. Zusätzlich erfolgt 
noch eine Gleichsetzung der 
jüdischen Opfer mit den Be- 
sitzern von „Naziwohnungen” 
und „Nazigeschäften”, die 
1945 den gleichen „Zeitge- 
nossen” — vorher „Arisierer”, 
jetzt „Entnazifizierer” — zum 
Opfer fielen, wie sieben Jahre 
zuvor die jüdische Bevölke- 
rung. Wer genau diese „Zeit- 
genossen” waren, bleibt un- 
definiert, Andics erwähnt le- 
diglich, dass es sich um Rand- 
figuren handelte, um „das Un- 
termenschentum”, das bei je- 
der Revolution an die Ober- 
fläche gespült werde. 

Die beiden obigen Beispie- 
le für medialen Antisemitismus 
zeigen die Verschränkung von 
politisch funktionalisiertem 
Antisemitismus auf der einen 
Seite und einem jenseits der 
Tagespolitik in Teilen der 
österreichischen Medienland- 
schaft verankerten Antisemi- 
tismus auf der anderen Seite. 
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NESTVDLUKES UND 


Letzterer kann als genereller 
Ausdruck eines latent vorhan- 
denen Antisemitismus bei ein- 
zelnen Journalisten, bzw. der 
generellen antisemitischen Li- 
nie eines Mediums gesehen 
werden. Das Paradebeispiel 
sowohl für antisemitische Jour- 
nalistInnen als auch für eine 
generell antisemitische Blattli- 
nie ist sicherlich die „Neue 
Kronen-Zeitung”, aber auch 
in der „Presse” finden sich 
Beispiele für einen kontinu- 
ierlichen, speziell von einigen 
JournalistInnen getragenen an- 
tisemitischen Diskurs. Ähnli- 
ches gilt auch für andere öster- 
reichische Blätter. 


Antisemitismus 
von „außen" - 
Leserbriefe und Zitate 
Antisemitismen werden medi- 
al auch in Form von LeserIn- 
nen-Reaktionen transportiert. 
Das interessante (und proble- 
matische) hierbei ist, dass es 
dabei zu einem Verschwim- 
men der Verantwortlichkeits- 
grenzen für den Inhalt des Ge- 
sagten zwischen Redaktion 
und SchreiberIn kommt, und 
damit auch die Möglichkeit 
geschaffen wird Antisemitis- 
men zu publizieren, die das 
konsensfähige „Normalmaß” 
an Antisemitismus über- 
schreiten. LeserInnenbriefe 
müssen sich, insbesondere 
wenn sie anonym sind, kein 
Blatt vor den Mund nehmen. 
Antisemitische LeserIn- 
nenbriefe können auch so et- 
was wie eine „Entlastungs- 
funktion” für das jeweilige Me- 
dium haben - eine Zeitung, die 
in anonymen LeserInnenbrie- 
fen als „zu judenfreundlich” 
beschimpft wird, kann dies 
quasi als Indiz für die nicht-an- 
tisemitische Einstellung des 
Mediums zur Schau stellen. 
Medialer Antisemitismus 
kann aber auch durch das un- 
kommentierte Zitieren von 
antisemitischen Äußerungen, 
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beispielsweise von Politiker- 
Innen, produziert werden. 
Das kritiklose Referieren von 
Antisemitismen kann auch als 
Gradmesser dafür gesehen 
werden, wie viel Antisemitis- 
mus vom jeweiligen Medium 
als „normal” angesehen wird. 


Die mediale 

Definition der 
„Antisemitismusschwelle" 
Wie bereits ausgeführt, stellt 
ein wesentliches Moment in 
der Beschreibung des Anti- 
semitismus in Österreich 
nach 1945 die Frage nach 
dem „normalen”, dem ge- 
sellschaftsfähigen, dem 
„noch-nicht-antisemitischen” 
Antisemitismus dar. Als zen- 
traler medialer Ankerpunkt 
kann in diesem Zusammen- 
hang sicherlich die „Kronen- 
Zeitungs“-Serie über „Die 
Juden in Österreich” aus 
dem Jahr 1974 gesehen wer- 
den. Drei Besonderheiten 
kennzeichnen diese Serie: 
Erstmals nach 1945 kamen 
„die Juden” nicht mehr nur 
als Randthema, wie etwa in 
der oben erwähnten Serie 
der „Presse”, vor, sondern 
wurden in das Zentrum einer 
geschichtlichen und gesell- 
schaftspolitischen Betrach- 
tung gerückt. Als zweiter her- 
vorzuhebender Punkt ist die 
massive Vorauswerbung, die 
von der „Kronen-Zeitung“ 
für die Serie betrieben wur- 
de, zu erwähnen. Die Serie 
wurde als mediales Großer- 
eignis angekündigt, als die ul- 
timative Aufklärung über 
„die Juden”. Die dritte Be- 
sonderheit betrifft die im 
Rahmen der Serie veröffent- 
lichten LeserInnenbriefe. 
Viele dieser LeserInnenbrie- 
fe - vor allem zu Beginn der 
Serie, bevor erste Proteste 
aufkamen - waren offen an- 
tisemitisch, beschimpften den 
Autor der Serie, Viktor Rei- 
mann, als „zu judenfreund- 


lich”. Interessant an diesen 
LeserInnenbriefveröffentli- 
chung ist vor allem, dass die 
„Kronen-Zeitung” mit die- 
sen LeserInnenbriefen sehr 
eindeutige Beweise für etwas 
erbrachte, was sie zuvor und 
danach immer wieder ver- 
leugnet hatte: die in weiten 
Teilen der österreichischen 
Bevölkerung vorhandenen 
antisemitischen Einstellun- 
gen und Ressentiments. 

Wie bereits erwähnt, war 
die 42-teilige „Kronen-Zei- 
tungs“-Serie über „Die Juden 
in Österreich!” als bewusster 
Tabubruch konzipiert und 
wurde auch mittels der er- 
wähnten Vorankündigungen 
und Werbeplakate als solcher 
von den „Kronen-Zeitungs“- 
MacherInnen zelebriert. Die 
Serie sollte neue Definitions- 
maßstäbe hinsichtlich der 
Wahrnehmung und gesell- 
schaftlichen 
„der Juden” sowie in Bezug 
auf die Artikulationsmög- 


Einordnung 


lichkeiten zum Thema „Ju- 
den” setzen. Dies bedeutete 
auch und vor allem, dass 
Maßstäbe bezüglich der öf- 
fentlichen Verwendbarkeit 
bestimmter Antisemitismen, 
bezüglich des „normalen” 
Umgangs mit der „Judenfra- 
ge” und nicht zuletzt bezüg- 
lich der Festschreibung der 
Existenz einer solchen gesetzt 
werden sollten. 

Die Serie selbst hatte einen 
höchst ambivalenten Charak- 
ter. Zum einen baute sie auf 
einem rassistisch-kulturalisti- 
schen Judenbegriff auf und 
war voll von antisemitischen 
Stereotypen, zum anderen hat- 
te die Serie, so paradox dies 
auch klingen mag, tatsächlich 
auch aufklärerische Züge, be- 
leuchtete historische Aspekte, 
etwa der Geschichte des An- 
tisemitismus, die bisher me- 
dial unterbelichtet gewesen 
waren. Die Deutung dieser 
Widersprüchlichkeiten lässt ei- 


ne Interpretationsweise zu, die 
davon ausgeht, dass hier der 
— zum Scheitern verurteilte — 
Versuch eines antisemitischen 
Journalisten vorlag, eine „ob- 
jektive”, vorurteilsfreie Serie 
über die Geschichte „der Ju- 
den” zu schreiben. Darin liegt 
auch die zentrale Bedeutung 
dieser Serie: Sie zeichnet in 
umfassender Weise die Kon- 
turen jenes Maßes an Antise- 
mitismus nach, das von einem 
Antisemiten im Nachkriegs- 
österreich als publizierbar, als 
nicht-antisemitisch, als eben 
„normal” empfunden wurde. 
Erwähnenswert ist sicherlich 
die Tatsache, dass die Kronen- 
Zeitungsserie einen der weni- 
gen Fälle von medialem Anti- 
semitismus darstellt, der zu öf- 
fentlichen Protesten nicht nur 
der jüdischen Gemeinde, son- 
dern auch anderer Medien 
führte. Allerdings ist in diesem 
Zusammenhang relativierend 
anzumerken, dass die Me- 
dienreaktionen durchaus am- 
bivalent ausfielen, wobei die 
Ablehnung der Serie am stärk- 
sten ausgeprägt in der „Ar- 
beiter-Zeitung” war, während 
sich die bürgerlichen Medien 
weitgehend im Ignorieren üb- 
ten, bzw. in ihrer Kommentie- 
rung der Serie selber Antise- 
mitismen reproduzierten. 
Fast genau 20 Jahre nach 
Erscheinen der Kronen-Zei- 
tungs-Serie über „Die Juden 
in Österreich”, im November 
1994, nahm sich eine andere 
österreichische Zeitung des 
Themas „Die Juden” an. Pe- 
ter Michael Lingens veröf- 
fentlichte im „Standard” ei- 
ne unter dem Übertitel „Be- 
kenntnisse eines Rassisten” 
laufende Serie, in der er sich 
auch „den Juden” widmete. 
Der entsprechende Kom- 
mentar hatte den Titel „Auch 
die Juden sind keineswegs 
gleich” und reproduzierte die 
Konstruktion einer „jüdi- 
schen Rasse” bzw. eines „jü- 
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dischen Volkes”, das sich in 
bestimmten Merkmalen, zum 
Beispiel dem Umgang mit 
Geld oder in seiner „Intelli- 
genz”, von „anderen Völ- 
kern” unterscheide. 

Trotz ihrer Gemeinsam- 
keit hinsichtlich der Repro- 
duktion von Antisemitismen, 
können die „Standard” -Se- 
rie von Lingens und die 
„Kronen-Zeitungs”-Serie von 
Reimann als Beispiele für un- 
terschiedliche, voneinander 
abgrenzbare Formen media- 
len Antisemitismus gesehen 
werden. Der markante Un- 
terschied zwischen den 
„Standard”-Artikeln von 
Lingens und der „Kronen- 
Zeitungs“-Serie von Viktor 
Reimann liegt in der Distanz- 
bzw. Nähe-Relation der Seri- 
en zum jeweiligen publizie- 
renden Medium. Im „Stan- 
dard” wurde die Lingens-Se- 
rie deutlich als Kommentar 
und somit als Meinungs- 
äußerung bzw. Diskussions- 
gegenstand markiert, wohin- 
gegen die Serie in der „Kro- 
nen-Zeitung“ einen redak- 
tionellen, quasi-objektiven 


Charakter hatte und auch als ' 


Serie der „Neuen Kronen- 
Zeitung” beworben wurde. 
Während die von Viktor Rei- 
mann verfasste Serie nur 
außerredaktionell, das heißt 
in Leserbriefen und von an- 
deren Zeitungen, kritisiert 
wurde, wurden im „Stan- 
dard” auch von Redaktions- 
mitgliedern kritische Kom- 
mentare zur Lingens-Serie 
verfasst. Insgesamt lassen die 
Reaktionen auf die antisemi- 
tisch-rassistische Kommen- 
tarserie des „Standard” dar- 
auf schließen, dass hier für 
einen nicht unwesentlichen 
Teil der „Standard”-LeserIn- 
nen die „Antisemitismus- 
schwelle” klar überschritten 
worden war, dass die Kom- 
mentare bei vielen LeserIn- 
nen eine Beeinträchtigung 
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der Identifikationsbeziehung 
zwischen Medium und Me- 
dienrezipientIn bewirkte. 
Das obige Beispiel zeigt 
deutlich, dass der Versuch, die 
äußeren Konturen einer ge- 
samtösterreichischen media- 
len „Antisemitismusschwelle” 
nachzuzeichnen insofern pro- 
blematisch ist, als damit nur 
der Maximalrahmen des ge- 
sellschaftsfähigen Antisemi- 
tismus erfasst wird, die Frage 
der Repräsentativität dieser 
äußeren Konturen aber nicht 
berührt, das Rahmeninnere 
somit homogenisiert wird. 
Tatsächlich aber existieren 
in Österreichs Medienland- 
schaft sehr unterschiedliche 
„Antisemitismusschwellen”, 
sehr unterschiedliche An- 
schauungen darüber, wieviel 
Antisemitismus gesellschafts- 
fähig ist. Ein Artikel, der im 
„Standard” eine antisemitische 
Grenzüberschreitung darstellt, 
muss dies in der „Kronen-Zei- 
tung” oder einem anderen 
Medium noch lange nicht. 
Insofern lässt sich die Ge- 
schichte des medialen Nach- 
kriegsantisemitismus in Öster- 
reich nicht mit wenigen Sät- 
zen erfassen, auch wäre der 
Versuch einer Quantifizierung 
des Ausmaßes an medialen 
Antisemitismus nicht sonder- 
lich sinnvoll. Was ich hier, an- 
hand einiger Beispiele prä- 
sentiert habe, kann daher nur 
als Ansatz einer Auseinander- 


setzung mit dem medialen 


Antisemitismus in Österreich 
nach 1945 gesehen werden. 
Dass das Thema nicht passe 
ist, antijüdische Ressentiments 
in den Medien auch heute 
noch eine Rolle spielen, hat 
sich nicht zuletzt in Zusam- 
menhang mit den Medienre- 
aktionen einerseits rund um 
Fragen des 
„Shoa-Business” und ande- 
rerseits in Zusammenhang mit 
der Restitutionsdebatte of- 
fenbatt. | 
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Die wahren HeldInnen 
der Weltgeschichte 


Ein Buch über jüdische Rache an NS-Tätern 


„Als Jude geboren zu 
sein, ist keine Schan- 
de, es ist ein Unglück! 
Meine geliebte Frau 
Anna, wirst du gerächt 
werden? 

Meine kleine Tochter 
Athalia, wirst du 
gerächt werden? 

Die Asche dreier 
Millionen jüdischer 
Männer, Frauen, Kin- 
der, in Treblinka ver- 
brannt, werdet ihr 
gerächt werden?"! 


VON SIMONE DINAH 
HARTMANN * 


*) Simone Dinah Hartmann 
hat zusammen mit Sylvia 
Köchl einen Beitrag über den 
„sogenannten Widerstand" 
gegen die FPÖVP-Regierung 
im „Braunbuch Österreich" 
verfaßt, das 2000 im Konkret- 
Verlag erschienen ist. 
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as Motiv der jüdischen 
Rachsucht zählt zu den 
ältesten antisemitischen Ste- 
reotypen. Theodor W. Ador- 
no, ein Vertreter der Kriti- 
schen Theorie, analysierte 
dieses Motiv folgender- 
maßen: „Der Verhalten der 
Juden nach dem Zusam- 
menbruch wird von man- 
chen als Rachsucht gedeutet, 
und im Namen einer Huma- 
nität, die während des Drit- 
ten Reiches nicht eben hoch 
im Kurs stand, wird diese 
Rachsucht verpönt.” An an- 
derer Stelle schreibt er: „Der 
Gestus, es solle alles verge- 
ben und vergessen sein, der 
demjenigen anstünde, dem 
Unrecht widerfuhr, wird von 
den Parteigängern derer 
praktiziert, die es begingen.” 
Die Angst vor einem An- 
stieg antisemitischer Projek- 
tionen war es wohl auch, die 
mehr als fünfzig Jahre ver- 
streichen ließ, ehe ein Buch 
über jüdische Rache an NS- 
Tätern auf dem deutsch- 
sprachigen Markt erschei- 
nen konnte, das sich mit den 
damaligen 
durchaus sympathisierend 


RächerInnen 


auseinandersetzt. Allerdings 
bleibt auch bei den Autoren 
dieses Buches staatsmänni- 
sches Geplänkel nicht aus: 
„Das Thema ist ein wichti- 
ges Kapitel der deutschen 
Nachkriegsgeschichte wie 
auch der deutsch-israeli- 
schen Beziehungen. Denn 
nur wer die psychische Si- 


tuation der Holocaust-Über- 
lebenden zumindest erahnt, 
kann die Versöhnungslei- 
stung von Juden und Israelis 
gegenüber Deutschen und 
der Bundesrepublik würdi- 
gen.” (S. 8) Dass das israe- 
lische Interesse an der Ver- 
söhnung mit Deutschland 
mit dem Wunsch nach im- 
merwährender Zerschlagung 
Deutschlands vieler Überle- 
bender der Shoah divergier- 
te, interessiert die Autoren 
nicht. 

Nach der Niederschla- 
gung des „Dritten Reiches” 
trugen laut einer israelischen 
Studie etwa 80 Prozent der 
Überlebenden des Nazi-Ter- 
rors den Gedanken an Ra- 
che in sich: „Wir Juden, 
Schwestern und Brüder de- 
rer, die wie Vieh geschlach- 
tet, in den Öfen von Majda- 
nek verbrannt und in den 
Gaskammern erstickt wur- 
den, wir, die nur durch ein 
Wunder nicht dasselbe Los 
erlitten, wir haben keine 
‘nüchterne Logik’, auch kei- 
ne ‘besonderen Bedürfnisse’ 
oder ‘globalen Interessen’. 
Wir haben nur eine höchst 
moralische Pflicht: Das ver- 
gossene Blut zu rächen. 
Buchstäblich rächen, sich 
denen anschließen, die Ra- 
che und Vergeltung fordern, 
nicht nur im Krieg, sondern 
auch nach dem Krieg. Unser 
brennender Hass muss das 
deutsche Volk verfolgen, das 
Hitler an die Macht ge- 
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bracht hatte, indem Millio- 
nen für ihn stimmten. Rache 
an dem elenden, grausamen, 
korrupten Volk, von dem 
Millionen an der Vernich- 
tung beteiligt waren. Rache, 
selbst wenn sie alle umkom- 
men, wenn sie verhungern 
und von Fremden regiert 
werden. Egal, was die ‘auf- 
geklärten Völker’ denken 
mögen, unter deren Augen 
uns das Schlimmste angetan 
wurde.” (S. 103) 

Die Wenigsten waren 
aber tatsächlich an Rache- 
aktionen beteiligt. Die psy- 
chische und physische Ver- 
fasstheit sowie die Auswan- 
derung nach Palästina und 
die Perspektive auf einen ei- 
genen Staat hielten die mei- 
sten Überlebenden davon 
ab, Rache an ihren Peini- 
gern zu nehmen. Die Grün- 
dung eines jüdischen Staa- 
tes hielten viele — nicht zu 
Unrecht - für einen Schlag 
ins Gesicht des Gegners: 
„Hitler wäre entsetzt gewe- 
sen, hätte er gesehen, dass 
die israelische Fahne in 
Bonn weht. Das ist die wah- 
re Rache”, so der ehemalige 
Soldat der Jewish Brigade 
und spätere Knesset-Abge- 
ordneter Meir Argov. (S. 83) 

1944 entstand NAKAM 
(hebr. Rache), eine Organi- 
sation, die sich aus etwa 
fünfzig ehemaligen jüdi- 
schen PartisanInnen und 
GhettokämpferInnen zu- 
sammensetzte. Diese Grup- 
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pe konzipierte zwei Pläne, 
um Rache an den Deutschen 
zu nehmen. Plan A sah An- 
schläge auf die Bevölkerung 
mehrerer deutscher Groß- 
städte vor, Plan B sollte ge- 
zielte Anschläge auf NS-Tä- 
ter, SS-und Gestapo-An- 
gehörige umsetzen. Vor- 
dringlich war jedoch auch 
für diese Gruppe die Hilfe- 
stellung bei der Auswande- 
rung von Überlebenden 
nach Palästina. Erst der Aus- 
bau der Bricha (Fluchthilfe) 
zur einer schlagkräftigen Or- 
ganisation rückte die Rache- 
pläne wieder in den Vorder- 
grund, die aber bei den ent- 
scheidenden jüdischen Or- 
ganisationen vorwiegend auf 
Ablehnung stießen. Sowohl 
die Führung der Haganah, 
die illegale Bürgerwehr der 
jüdischen Bevölkerung in 
Palästina, wie die Jewish Bri- 
gade, eine Kampfeinheit in- 
nerhalb der britischen Ar- 
mee, die von März bis Mai 
1945 in Italien gegen die 
deutschen Truppen kämpf- 
te, lehnten Racheakte in die- 
sem Ausmaß ab. Die Auto- 
ren des Buches schildern 
diese Auseinandersetzungen 
sehr detailreich und folgern, 
dass „Vergeltungsmaßnah- 
men (...) auf internationaler 
politischer Ebene vermutlich 
auf entschiedene Ablehnung 
gestoßen (wären) und (...) 
die beabsichtigte 
Gründung des Staates Israe- 
ls gefährden (hätten) kön- 
nen.” (S. 30) Lediglich ein- 
zelne Angehörige von Ha- 


damit 


ganah und Jewish Brigade 
unterstützten NAKAM-Ak- 
tivistInnen bei ihren Kampf- 
maßnahmen. In die Tat um- 
gesetzt wurde schlussendlich 
nur der Plan, SS-Männer 
und Gestapo-Angehörige, 
die im US-Internierungsla- 
ger Nürnberg-Langwasser 
einsaßen, mit Brot zu ver- 
giften. Laut offiziellen Quel- 
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len erkrankten dadurch 
rund 2000 Gefangene, To- 
desfälle traten keine ein. Da- 
nach flüchteten die Aktivi- 
stInnen der NAKAM nach 
Palästina und beteiligten 
sich am Aufbau und der 
Verteidigung Israels. 

Der „deutschen Abtei- 
lung”, einer Eliteeinheit der 
Palmach (Kommandotrup- 
pe der Haganah), die aus- 
schließlich aus in Österreich 
oder Deutschland gebore- 
nen Juden bestand und erst 
knapp vor Kriegsende nach 
Europa verlegt wurde, über- 
trug die „Jewish Brigade” 
die Aufgabe, Informationen 
über NS-Gräueltaten zu 
sammeln und die Verant- 
wortlichen dafür dingfest zu 
machen. Die Hagana erklär- 
te sich mit Vergeltungsak- 
tionen nur unter der Bedin- 
gung einverstanden, dass 
ausschließlich Verbrechen 
am jüdischen Volk geahndet 
werden und dass der Liqui- 
dation von Nazis der Nach- 
weis von deren konkreten 
Taten vorausgehen. Folglich 
wurden den von den Bri- 
gadisten erwischten NS-Ver- 
brechern ein Prozeß ge- 
macht, in dem die Ange- 
klagten auch die Möglich- 
keit erhielten, sich zu ver- 
teidigen. Erst danach wur- 
den über deren Hinrichtung 
entschieden, die in den 
meisten Fällen auch durch- 
geführt wurde. 

Den Autoren geht es 
nachweislich nicht um eine 
vorschnelle Aburteilung der 
damaligen RächerInnen. 
Vielmehr stehen deren Be- 
weggründe im Vordergrund, 
wie die nicht erfolgte Be- 
strafung zahlreicher NS-Tä- 
ter und die Unterstützung 
der Kirche und der Ameri- 
kaner bei der Flucht ehe- 
maliger Nazis. Allem voran 
ist es aber der maßgeblich 
von Deutschen und Öster- 


reicherInnen verübte Mord 
an sechs Millionen Juden 
der die 
RächerInnen antrieb. 

Wie kaum anders zu er- 
warten war, wurde versucht 
die Drucklegung diese Bu- 
ches zu verhindern. Die 


und Jüdinnen, 


deutsche Justiz eröffnete 
nach einem Fernsehinter- 
view mit zwei Rächern ein 
Strafverfahren gegen diese, 
sodaß ständig mit der Be- 
schlagnahme des dem Buch 
zugrunde liegenden Recher- 
chematerials zu rechnen war. 
Kurz vor Abgabetermin 
wurden die Ermittlungen 
wegen Verjährung des ei- 
gentlich unverjährbaren 
Straftatsbestands des „ver- 
suchten Mordes” eingestellt. 
Prof. Michael Bar Zohar, 
Autor eines 1968 erschiene- 
nen Buches über jüdische 
Racheaktionen in Deutsch- 
land, verurteilte das Vorge- 
hen der Justiz aufs Schärf- 
ste. Der Historiker bezeich- 
nete die Ermittlungen als 
„Beweis dafür, dass die Welt 
anfängt, den Holocaust zu 
vergessen” und forderte ei- 
nen „gebührenden Platz” für 
die Rächer in der israeli- 
schen Geschichte. „Erst 
jetzt, wo viele von ihnen 
schon tot sind oder bald 
sterben werden, erhalten sie 
verspäteten Ruhm. (...) Die 
Rächer wissen jedoch, dass 
sie eine historische Aufgabe 
erfüllt und nicht sinnlose 
Vergeltung geübt haben. Sie 
verspürten ein elementares 
Bedürfnis: Rache für das ver- 
gossene Blut derjenigen zu 
nehmen, die nur noch als 
Rauch aus den Verbren- 
nungsöfen zum Himmel auf- 
stiegen.” (S. 134) | 


1 Perechodnik, Calel: Bin 
ich ein Mörder? Das Te- 
stament eines jüdischen 
Ghetto-Polizisten. Lüne- 
burg 1997 
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„Die Pflicht uns zu 
rächen, ist Euch aufer- 
legt, es komme kein 
Mensch zur Ruhe, nie- 
mand schlafe, noch fin- 
de Rast. So wie es uns 
im Schatten des Todes 
ergeht, so sollt ihr leben, 
in der Heiligkeit der Ra- 
che für das vergossene 
Blut. Verflucht sei, wer 
diese Zeilen liest, seufzt, 
und seiner täglichen Ar- 
beit nachgeht; verflucht, 
wer sich damit begnügt 
Tränen zu vergießen, 
denn er vergisst unserer 
Seelen. Wir rufen Euch 
zur Rache auf, Rache 
ohne Mitleid, ohne Ge- 
fühle und ohne Gerede 
über »gute« Deutsche. 
Ein guter Deutscher soll 
eines leichten Todes 
sterben. Er soll als letz- 
ter sterben, so wie sie 
ihrem »guten« Juden 
versprachen: Du wirst 
erschossen.” (S. 102) 
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Jüdische Geschichte nach 
der Massenvernichtung 


Eine Gesamtgeschichte der Jüdinnen und Juden Wiens 


Siebenundsechzig 
Jahre nach dem 
Erscheinen von Hans 
Tietzes Buch „Die 
Juden Wiens" bringt 
der Philo-Verlag erst- 
mals nach der Schoa 
eine auf sechs Bände 
angelegte Geschichte 
der Jüdinnen und 
Juden Wiens heraus. 
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Die vierte Gemeinde 
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war sind in den vergange- 

nen Jahren immer wieder 
interessante und wichtige 
Forschungsarbeiten zu ein- 
zelnen Aspekten der jüdi- 
schen Geschichte Wiens pu- 
bliziert worden, eine zusam- 
menfassende Geschichte des 
jüdischen Wien von der ers- 
ten mittelalterlichen Ge- 
meinde bis zum Ende des 20. 
Jahrhunderts ist aber, seit der 
Vernichtung der dritten Jü- 
dischen Gemeinde Wiens in 
der Schoa, nicht mehr er- 
schienen. Diese Lücke ver- 
sucht nun der Philo-Verlag 
zu schließen. Bis zum Jahr 
2004 soll eine komplette 
sechsbändige Geschichte des 
Wiener Judentums vorliegen. 
Im vergangenen Jahr sind da- 
zu die ersten beiden Bände 
erschienen, die diese Ge- 
schichte quasi umrahmen. 
Der erste Band von Klaus 
Lohrmann, schildert die er- 
ste jüdische Gemeinde des 
mittelalterlichen Wiens, die 
mit der Vertreibung und Ver- 
folgung der Wiener Jüdinnen 
und Juden 1420/21 ihr Ende 
fand. Die Reste der im Zuge 
dieser Vertreibung zerstörten 
mittelalterlichen Synagoge 
wurden erst am Jahrestag des 
Novemberpogroms, am 9. 
November 2000 der Öffent- 
lichkeit in Schauräumen un- 
ter dem Mahnmahl am Ju- 
denplatz zugänglich gemacht. 

Fünf Jahrhunderte nach 
der Zerstörung der ersten jü- 
dischen Gemeinde Wiens, fiel 
die dritte und größte jüdische 


Gemeinde, die rund ein Zehn- 
tel der Bevökerung Wiens aus- 
machte dem deutsch-öster- 
reichischen Vernichtungswahn 
zum Opfer und hinterließ nur 
wenige tausend wirtschaftlich 
und oft auch psychisch rui- 
nierte Überlebende, von de- 
nen viele so schnell wie mög- 
lich das Land ihrer Mörder 
verlassen wollten. 

Die verbliebenen Jüdin- 
nen und Juden und die im 
Lande gestrandete DP’s, be- 
freite KZ-Häftlinge, die oft 
nur auf der Durchreise in 
Österreich Zwischenstation 
machen wollten, von denen 
aber manche trotzdem 
schließlich in Wien verblie- 
ben, begannen trotz allem so- 
fort nach der Befreiung Wi- 
ens durch die Rote Armee, 
die verbliebenen jüdischen 
Institutionen wieder aufzu- 
bauen. Dabei wurden rasch 
die Funktionäre der ehema- 
ligen Judenräte, die sich 
durch ihre taktische Koope- 
ration mit den NS-Behörden, 
für viele Teile der KZ-Über- 
lebenden untragbar gemacht 
hatten, in der Anfangsphase 
vor allem durch Funktionä- 
re, die der Kommunistischen 
Partei nahestanden, ersetzt. 
Diese gewannen auch die er- 
sten Kultuswahlen der wie- 
dererstandenen Israelitischen 
Kultusgemeinde (IKG), er- 
hielten jedoch bald Konkur- 
renz zionistischer und ortho- 
doxer Listen, sowie des 
sozialdemoktratischen „Bun- 
des Werktätiger Juden“. Der 


Bund sollte die IKG schließ- 
lich von den Fünfziger- bis in 
die Achzigerjahre hinein re- 
gieren und erntete von vielen 
anderen jüdischen Gruppie- 
rungen für seine absolutisti- 
sche Regierungsweise heftige 
Kritik. Von der kommunisti- 
schen „Einigkeit” über die 
verschiedensten zionistischen 
Strömungen und Simon Wie- 
senthals „Bund jüdischer 
Verfolgter des Nazijregimes 
(BJVN)“ bis zu orthodoxen 
Gruppierungen reichte die 
Kritik, der Bund würde die 
IKG zu einer Außenstelle der 
SPÖ degradieren und somit 
steuere eine nichtjüdische 
Partei in Wirklichkeit die Po- 
litik der IKG. 

Aber auch in einer Fülle 
anderer Fragen waren die 
verschiedenen jüdischen Or- 
ganisationen bis in die Ach- 
zigerjahre hinein immer wie- 
der mit harten Konflikten be- 
schäftigt, die Evelyn Adunka 
in ihrem Buch ebenso detai- 
liert schildert, wie die jüdi- 
sche Presse oder die jüdische 
Jugendbewegung. 

Schließlich bildet auch 
der österreichische Umgang 
mit der nationalsozialisti- 
schen Vergangenheit, der An- 
tisemitismus nach 1945 und 
die Verzögerungstaktik der 
österreichischen Bundesre- 
gierungen bezüglich Ent- 
schädigungszahlungen an jü- 
dische NS-Opfer 
Schwerpunkt des gut recher- 


einen 


chierten und sehr umfangrei- 
chen Buches. 
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Zur Problematik der Menschenrechte 


Eine Kritik an Claude Lefort 


n einem Inserat im Kurier 
I 3.12.2000 nahm die 
Fraktion der Sozialdemokra- 
ten im EU-Parlament zur lau- 
fenden Debatte um die Grun- 
drechtscharta Stellung. „Eu- 
ropas Bürger müssen ihre 
Grundrechte und Menschen- 
würde auch gegenüber den 
EU-Institutionen einklagen 
können. Der EU-Grundrech- 
te-Konvent hat deshalb eine 
neue Charta der Rechte erar- 
beitet.” liest man darin. Im 
beschlossenen Dokument feh- 
le freilich unter anderem „die 
Übernahme der Sozialcharta 
mit dem Recht auf einen fai- 
ren Lohn”. Auch wenn am 
beschlossenen Grundrechte- 
katalog Mängel und Ver- 
säumnisse zu kritisieren seien, 
prinzipiell hält man deren 
Verabschiedung für einen po- 
sitiven Schritt und schließt mit 
den Worten: „Darum unser 
Appell an die Regierungschefs 
aller Länder beim EU-Gipfel 
in Nizza: Feiert nicht nur die 
neue Grundrechte-Charta, 
sondern macht sie rechtsver- 
bindlich und laßt Verbesse- 
rungen zu.” 

Exemplarisch findet man 
in diesen wenigen Zeilen je- 
ne Debatte, die die Men- 
schenrechte wie ein Schatten 
begleitet. An sich, so wird ar- 
gumentiert, sei ihre Verkün- 
dung eine positive Sache, um 
im selben Atemzug auf feh- 
lende Grundrechte hinzu- 
weisen und vor allem ihre 
mangelnde Relevanz in der 
Praxis zu bedauern. Und mit 
dieser abschließenden Klage 
ist die theoretische Ausein- 
andersetzung mit den Men- 


1/2001 


schenrechten oftmals auch 
wieder beendet. Bei näherer 
Betrachtung erweist sich die 
Thematik der Menschen- 
rechte als höchst komplex 
und vielschichtig. Ich möch- 
te die Auseinandersetzung 
anhand eines Artikels! von 
Claude Lefort führen, der ei- 
ne interessante und systema- 
tische Verteidigung der Men- 
schenrechte vorgelegt hat. 
Daß seine Arbeit bereits vor 
20 Jahren geschrieben wur- 
de, ist angesichts des vorlie- 
genden Themas kein Mangel, 
zumal sich Lefort auf eine 
Arbeit bezieht, die bereits vor 
157 Jahren verfaßt wurde, 
nämlich auf den Artikel „Zur 
Judenfrage” von Karl Marx. 
Seit der Verkündung der Bills 
of Rights im amerikanischen 
Unabhängigkeitskampf, den 
verschiedenen Versionen der 
Französischen Revolutions- 
verfassung (1789, 1790, 1791, 
1793) der Menschenrecht- 
scharta der UNO (1948) und 
der jüngsten Deklaration der 
EU findet man immer wieder 
ähnliche Argumentations- 
muster pro und conta. Die- 
ser Umstand ist nicht weiter 
An- 
spruch der Menschenrechte 


verwunderlich. Der 


besteht unter anderem darin, 
zeitlos gültige, ewige Wahr- 
heiten zu proklamieren. Der 
Mensch, für den diese Rech- 
te gelten sollen, ist ein aus der 
Gesellschaft und Geschichte 
heraus gehobenes, abstraktes 
Wesen. Die konkrete gesell- 
schaftlich-geschichtliche Ent- 
wicklung kommt bei der Be- 
gründung und Formulierung 
der Menschenrechte nicht in 


den Blick. Aus dieser Be- 
gründungsmethode resultie- 
ren immer wieder ähnliche 
Argumente, spiegelbildlich 
dazu eine vergleichbare Kri- 
tik. Oftmals dreht sich die 
Debatte im Kreis. 

Ich habe den Artikel von 
Lefort deshalb gewählt, weil 
er versuchte, die Menschen- 
rechte nicht nur oder gar aus- 
schließlich als individuelle, 
sondern als kollektive Rechte 
zu interpretieren. Bei seiner 
Verteidigung stieß Lefort un- 
weigerlich auf die Untersu- 
chung von Marx. Bevor wir 
auf die Kritik von Lefort an 
Marx eingehen, ist es not- 
wendig, einige seiner wesent- 
lichen Aussagen darzulegen. 

Marx verbindet seine Kri- 
tik an den Menschenrechten 
mit der Analyse jener Institu- 
tionen, die die kapitalistische 
Gesellschaft auszeichnen, 
konkret der „bürgerlichen 
Gesellschaft” einerseits und 
dem Staat andererseits. Die 
Trennung, ja Entgegenset- 
zung dieser Sphären ist das 
Resultat der historischen Ent- 
wicklung. In der vorkapitali- 
stischen Gesellschaft, Marx 
verwendet dafür den Aus- 
druck „Feudalität” 2 habe die 
Gesellschaft einen unmittel- 
baren politischen Charakter 
besessen. Der Ausdruck „un- 
mittelbar politisch” ist für mo- 
derne Ohren in der Tat be- 
fremdlich. Fehlten doch alle 
Momente, die wir landläufig 
mit dem Begriff Politik ver- 
binden. Es gab weder eine 
diskutierende Öffentlichkeit, 
noch Wahlen, noch eine De- 
batte um gesellschaftspoliti- 


Bei näherer Betrach- 
tung erweist sich 
die Thematik der 
Menschenrechte als 
höchst komplex und 
vielschichtig. Dies 
kann anhand einer 
Auseinandersetzung 
mit einem Artikel von 
Claude Lefort disku- 
tiert werden. 
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sche Fragen. Marx zielt mit 
diesem Ausdruck jedoch auf 
die Tatsache ab, daß keine 
Trennung zwischen der poli- 
tischen Organisation des 
Staatswesens und den sozia- 
len Formen der Herrschaft, 
also keine Entgegensetzung 
von „bürgerlicher Gesell- 
schaft” und Staat, existierte. 
Knecht blieb Knecht, Herr 
blieb Herr, unabhängig da- 
von, in welcher gesellschaftli- 
chen Sphäre sie sich auch be- 
wegten. Die politische, recht- 
liche, soziale und ökonomi- 
sche Stellung des Individuums 
verschmolz zu einer unteilba- 
ren sozialen Identität. Hingen 
die einzelnen Glieder der Ge- 
sellschaft dem christlichen 
Glauben an, so war auch das 
Staatsganze dem Christentum 
verpflichtet. Mit dem Über- 
gang zur modernen kapitali- 
stischen Sozialordnung geriet 
der Staat in Gegensatz zur 
Gesellschaft. Diese Entge- 
gensetzung mußte freilich 
auch das Individuum erfassen, 
die Spaltung zwischen dem 
konkreten Menschen, wie er 
leibt und lebt und dem ab- 
strakten Staats- und Rechts- 
bürger war geschaffen. Die re- 
volutionäre und emphatische 
Verkündung der Menschen- 
rechte, so Marx, war zugleich 
sowohl Ausdruck als auch Be- 
kräftigung dieser Entgegen- 
setzung. Marx war nun kei- 
neswegs blind für ihre kriti- 
sche Potenz. Deren Verlaut- 
barung den Menschen von 
den Besonderheiten der Ge- 
burt, des Geschlechts, des so- 
zialen Standes und nicht zu- 
letzt vom religiösen Bekennt- 
nis befreien. Diese Emanzi- 
pation findet freilich nicht auf 
dem realen Boden der Wirk- 
lichkeit statt, sondern findet 
ihren Ausdruck allein im ab- 
strakten Staatsbürger, im 
Staat. Marx analysiert den 
Zerfall einer Einheit, den Zer- 
fall der politischen, sozialen, 
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rechtlichen und ökonomi- 


schen Identität der feudalen 
Gesellschaft. Indiz für diese 
halbierte Emanzipation waren 
nicht zuletzt die Staaten der 
Neuen Welt; während der 
Staat als Atheist proklamiert 
wurde, wucherten puritani- 
sche und andere religiöse Sek- 
ten im Alltag wie die Pilze 
nach dem Regen. 

- Wie immer Menschen- 
rechte formuliert wurden, sie 
proklamierten den Menschen 
als gleichgestelltes und 
gleichberechtigtes vernunft- 
begabtes Wesen, ausgestat- 
tet mit Rechten, die keine 
Staatsmacht legitim verweh- 
ren kann. Marx legt jedoch 
zugleich den Finger auf die 
Wunde. „Keines der soge- 
nannten Menschenrechte 
geht also über den egoisti- 
schen Menschen hinaus, 
über den Menschen, wie er 
Mitglied der bürgerlichen 
Gesellschaft, nämlich auf 
sich, auf sein Privatinteresse 


und seine Privatwillkür 


zurückgezogenes und vom 


Gemeinwesen abgesondertes 
Individuum ist.”3 Die Men- 
schenrechte sprechen durch- 
aus die Wahrheit der bür- 
gerlichen Gesellschaft aus. 
Sie reflektieren die Tatsache, 
daß zwischen den Individuen 
Abgrenzung, Konkurrenz, 
und Entgegensetzung vor- 
herrscht. Sie anerkennen in- 
direkt und unfreiwillig die 
gescheiterte Vergesellschaf- 
tung der kapitalistischen Ge- 
sellschaft. Marx verdeutlicht 
dies an der wohl wichtigsten 
Forderung, am Postulat der 
Freiheit. Freiheit wird in den 
Menschenrechten als be- 
grenzte Ausübung der eige- 
nen Willkür konzipiert. Wir 
alle kennen den Spruch, der 
gerne als tiefe Einsicht in ihr 
Wesen verkauft wird: Die 
Freiheit des einen endet dort, 
wo die Freiheit des anderen 
beginnt. 


Menschenrechte und der 
„Gesellschaftskörper" 
Lefort macht sich nun gar 
nicht die Mühe, der monadi- 
schen Konzeption Positives 
abzugewinnen. Es wäre ja 
möglich, die Vorzüge des pri- 
vaten, intimen Raums hervor- 
zuheben, der durch Men- 
schenrechte geschützt wird. 
Anders gesagt, er argumen- 
tiert außerhalb des liberalen 
Bannkreises. Für das klassi- 
sche liberale politische Den- 
ken ist nicht die Gesellschaft, 
sondern das Individuum der 
Ausgangspunkt. In diesem 
Kontext werden die Rechte 
des isolierten Individuums un- 
mittelbar positiv bewertet. Die 
Frage, ob die Vergesellschaf- 
tung geglückt sei, ist in dieser 
Tradition stets sekundär. Le- 
fort hingegen hält die Inter- 
pretation der Menschenrech- 
te als Individualrechte für ein 
tiefgreifendes Mißverständnis. 
Er bestreitet kategorisch, daß 
die Menschenrechte den 
Menschen vom Menschen 
trennen würden; im Gegen- 
teil, der Mensch würde durch 
sie zu einem diskussions- und 
handlungsfähigen Kollektiv 
verbunden 

Seine Begründung ist et- 
was umständlich und erfolgt 
in mehreren Schritten. Der er- 
ste besteht in einer eigentüm- 
lichen Interpretation des so- 
genannten Realen Sozialismus. 
Die politische und intellektu- 
elle Konjunktur, in der sein 
Artikel geschrieben wurde, 
kommt hier deutlich zum 
Ausdruck. Die französische 
Linke war durch die Nach- 
richt vom Gulag weit mehr 
betroffen, als die deutsche 
und österreichische. Bereits in 
den 70ern wurde es in Frank- 
reich Mode, Stalinismus und 
Faschismus qua Totalitaris- 
musbegriff gleichzusetzen, ja 
den Stalinismus als das histo- 
risch schlimmere Verbrechen 
zu interpretieren. Ich vermute, 
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daß darin die Sehnsucht nach 
der Reinheit der Grand Nati- 
on zum Ausdruck kam. Der 
Faschismus sei Sache der 
Deutschen und der Italiener, 
der Vietnamkrieg ein illegiti- 
mer Gewaltakt der USA, vom 
Algerienkrieg und den be- 
gangenen Verbrechen schwieg 
man, doch die Verteidigung 
der UdSSR fand auch auf 
französischem Boden statt. 
Uns interessiert jedoch nicht 
seine Anfälligkeit für zeitgei- 
stige Gemeinplätze, sondern 
die Argumente pro Men- 
schenrechte: „Denn obgleich 
der Totalitarismus sich gleich- 
sam auf den Trümmern der 
Menschenrechte aufbaut, ist 
der Mensch in dieser Herr- 
schaftsform in einem Maße 
vom Menschen getrennt und 
vom Gemeinwesen geschie- 
den, wie niemals zuvor in der 
Geschichte. (...) Das Indivi- 
duum ist also nicht isoliert, 
weil es in die Schranken eines 
Privatlebens, in den Status ei- 
ner Monade verwiesen ist 
oder weil es das Recht auf 
Meinungen, Freiheiten, Ei- 
gentum oder Sicherheit ge- 
nießt, sondern weil ihm der 
Genuß solcher Rechte unter- 
sagt ist. Es ist schließlich nicht 
isoliert, weil die bürgerliche 
Gesellschaft geschieden vor- 
gestellt wird, sondern weil der 
Staat angeblich über das Prin- 
zip aller Vergesellschaftungs- 
und Handlungsformen ver- 
fügt.” Der Verlust der Men- 
schenrechte raube also dem 
Einzelnen nicht nur individu- 
elle Freiheiten, sondern — und 
das ist die Pointe seiner Ar- 
gumentation — zerstöre die 
Verbindung der Menschen, 
die erst durch die Grund- 
rechte konstituiert würde. Le- 
fort räumt zwar ein, daß die 
liberale Interpretation der 
Menschenrechte einiges für 
sich hat, die von Marx kon- 
statierte Isolierung der Indi- 
viduen voneinander also nicht 
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ganz abwegig sei, aber letzt- 
lich nur einen unwesentlichen 
Aspekt darstelle. Im Kern ge- 
he es bei den Menschenrech- 
ten um die Konstitution des 
öffentlichen Raums. Marxens 
Kritik sei also einseitig. Er 
übersehe, „daß jede mensch- 
liche Handlung in der öffent- 
lichen Sphäre das Subjekt not- 
wendigerweise an andere Sub- 
jekte bindet - wie immer die 
Verfassung der Gesellschaft 
aussehen mag.”> 

Daß dem Individuum im 
sogenannten Realen Sozialis- 
mus bestimmte Rechte vor- 
enthalten wurden - ein unbe- 
streitbares Faktum - ist für Le- 
fort nicht der entscheidende 
Punkt. Er insistiert auf Ver- 
knüpfung zwischen den feh- 
lenden Menschenrechten und 
der sozialen Isolation des In- 
dividuums. Doch die histori- 
sche Erfahrung mit dem Sta- 
linismus, die er für sich rekla- 
miert, stellt sich meines Er- 
achtens völlig anders dar. Der 
Befund, das Individuum sei im 
sogenannten Realen völlig 
„isoliert” gewesen, wider- 
spricht den damaligen fakti- 
schen sozialen Zusammen- 
hängen. Sowohl auf der Ebene 
der Arbeit, aber auch der Aus- 
bildung, Kinderbetreuung 
usw. war der Einzelne Be- 
standteil eines Kollektivs. An- 
statt von Isolation zu sprechen, 
ist es angebracht, die Realen 
Sozialismus als repressive 
Form einer Gemeinschaft zu 
betrachten. Inwieweit das all- 
gegenwärtige Kollektiv Aus- 
druck tatsächlicher Solidarge- 
meinschaft war, oder nur eine 
von oben autoritär hergestell- 
te Einheit, läßt sich generell 
nicht bestimmen. Ich vermu- 
te, daß die kommunistischen 
Parteien Asiens an bestimmte 
Formen historisch gewachse- 
ner Kollektivität anknüpfen 
konnten, die in dieser Form in 
Osteuropa nicht existierten. 
Lefort ist freilich für die hi- 
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storische Dynamik und regio- 
nale Unterschiede völlig blind. 
Jede Analyse ist ihm durch sei- 
nen Begriff des Totalitarismus 
versperrt. Totalitarismus ist 
kein analytischer Begriff, son- 
dern ein Ausdruck, der auf 
Bilder abzielt: Die allmächti- 
ge Partei, eine Geheimpolizei, 
die früh morgens Türen ein- 
tritt und willkürliche Verhaf- 
tungen vornimmt. Solche Ele- 
mente a la 1984 sind leicht zu 
beschwören (zumal sie in der 
Realität ja auch stattfanden), 
leicht zu übernehmen, leicht 
zu Papier zu bringen. Erklären 
können sie nichts. Sie geben 
weder Auskunft darüber, war- 
um der reale Sozialismus im- 
merhin Jahrzehnte existieren 
und sich entwickeln konnte, 
noch, warum Kuba und die 
asiatischen Staaten nicht zu- 
sammengebrochen sind. Er 
kann auch keine Auskunft 
über die Dynamik geben, die 
schließlich das Ende der büro- 
kratischen Herrschaft bewirk- 
te. Lefort denkt in starren, un- 
historischen Entitäten, Totali- 
tarismus auf der einen Seite, 
die Menschenrechtsbewegung 
Daher 
kommt er auch zur falschen 
Schlußfolgerung, der Zusam- 
menbruch im Östen sei das 
Werk der Opposition. Die hi- 
storische Bilanz zeigt etwas an- 
deres. Die kommunistische 


auf der anderen. 


Herrschaft wurde nicht ge- 
stürzt, sondern zerbröselte von 
innen. In Summe gesehen 
spielten Menschenrechts- 
gruppen weder vor, während, 
noch nach der Wende eine be- 
deutende Rolle. Hätte eine re- 
levante Bewegung im Sinne 
Leforts existiert, der Prozeß 
der Kolonisation durch west- 
liche Mächte und Methoden 
hätte niemals mit diesem 
atemberaubenden Tempo von 
statten gehen können. 

Lefort kann freilich auf 
den Begriff des Totalitarismus 


nicht verzichten. Nur wenn 
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der Reale Sozialismus als das 
ganz andere der Westlichen 
Gesellschaft dargestellt, jede 
Affinität und Gemeinsamkeit 
zwischen Ost und West ge- 
leugnet wird, dann alleine ist 
folgender Umkehrschluß 
plausibel: Wenn das Fehlen 
bestimmter Menschenrechte 
die Individuen trennt, dann 
sind sie durch Geltung dieser 
Rechte verbunden. Was für 
den Totalitarismus gelte, gelte 
nicht für den Kapitalismus 
und umgekehrt. Hier zeigt 
sich erneut, in welchen star- 
ren Gegensatzpaaren Lefort 
denkt. Der Autor zieht diese 
Schlußfolgerung nur implizit, 
sie stellt aber jene Folie dar, 
vor der seine Behauptung der 
verbindenden Kraft der Men- 
schenrechte plausibel er- 
scheinen soll. In welcher 
Sphäre soll nun das verbin- 
dende Moment der Men- 
schenrechte wirksam werden? 
Es ist — wenig überraschend — 
die Öffentlichkeit. 


Menschenrechte 

und Öffentlichkeit 

Lefort hätte sich den Umweg 
über die befremdliche These, 
im Ostblock wäre der Mensch 
vom Menschen getrennt ge- 
wesen, ersparen, und gleich 
klipp und klar erklären kön- 
nen: es gehe im jeden Fall um 
die Bedeutung der Öffent- 
lichkeit, um „eine neue Zu- 
gangsweise zum öffentlichen 
Raum...”6 Langsam nähern 
wir uns dem Kern der Argu- 
mentation des Autors. Lefort 
interessiert sich nun keines- 
wegs für die historischen 
Strukturen der Öffentlichkeit, 
die eine Analyse der Medien 
ja mit einschließen müßte, er 
stellt nicht die Frage nach 
ihrem imaginären und mani- 
pulativen Potential, sondern 
ersetzt sie durch die Be- 
schwörung „des Politischen”, 
als dessen Protagonist Lefort 
zu recht gilt. Darunter ver- 


steht Lefort jenen Raum, der 
durch die Menschenrechte 
konstituiert und sich dem Zu- 
griff der Macht strukturell 
entzogen sei. „In der Bestäti- 
gung der Menschenrechte 
geht es um die Unabhängig- 
keit des Denkens und der 
Meinung gegenüber der 
Macht, d.h. um die Kluft zwi- 
schen Macht und Wissen, 
nicht aber lediglich oder we- 
sentlich um die Spaltung zwi- 
schen bourgeois und citoyen, 
zwischen Privateigentum und 
Politik.”7 

Die von Lefort immer wie- 
der behauptete Unfähigkeit 
Marxens, die politische Be- 
deutung der Menschenrechte 
hinsichtlich der Konstitution 
der Öffentlichkeit zu verste- 
hen, beruht freilich auf einer 
bloßen Behauptung des Au- 
tors. Er unterschlägt einfach, 
daß Marx sehr wohl zwischen 
den Menschenrechten (droits 
de I’homme) und den Staats- 
bürgerrechten (droits du ci- 
toyen) unterscheidet und 
schreibt: „Zum Teil sind diese 
Menschenrechte politische 
Rechte, die nur in der Ge- 
meinschaft mit andern aus- 
geübt werden. Die Teilnahme 
am Gemeinwesen, und zwar 
am politischen Gemeinwesen, 
am Staatswesen bildet ihren 
Inhalt.”8 Marx bestreitet also 
gar nicht, daß es Rechte gibt, 
die „nur in der Gemeinschaft 
mit anderen ausgeübt wer- 
den.” Es mag ein Versäumnis 
gewesen sein, daß er diese 
nicht weiter analysierte, son- 
dern sich den eigentlichen 
Menschenrechten zuwendete. 
Leforts Kunstgriff besteht nun 
darin, die Menschenrechte 
ausschließlich im Sinne der 
Staatsbürgerrechte umzuin- 
terpretieren. Mit dem selben 
Recht könnte man die sozia- 
len Grundrechte, die histo- 
risch später als die eigentli- 
chen Menschenrechte pro- 
klamiert wurden, zum Aus- 
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gangspunkt nehmen, um die 
Menschenrechte „im eigentli- 
chen Sinne” als Plädoyer für 
eine egalitäre Distribution des 
gesellschaftlichen Reichtums 
zu interpretieren. 

Lefort verknüpft nun 
Menschenrechte mit Öffent- 
lichkeit und gibt diesem Kon- 
strukt den etwas hochtraben- 
den Ausdruck „das Politi- 
sche”. Wir sind also mit einer 
Kette von Behauptungen kon- 
frontiert, die sich gegenseitig 
stützen. Die Menschenrechte 
würden das Individuum er- 
mächtigen, sich mit anderen 
in der Sphäre der Öffentlich- 
keit zu verbinden. Es sei also 
„das Recht des Menschen, 
d.h. sogar eines seiner kost- 
barsten Rechte, aus sich selbst 
hinauszugehen und sich 
durch Wort, Schrift und Ge- 
danken mit den anderen zu 
verbinden.” Zugleich sei die- 
ser Raum der Öffentlichkeit 
der Macht wesentlich entzo- 
gen. Die Wurzel fände man in 
den Menschenrechten selbst, 
die als Rechtsdimension 
außerhalb der Macht stünde. 

Wir wollen nur anmerken, 
daß Lefort die Trennung zwi- 
schen den Sphären des „Pri- 
vaten”, in die die gesamte 
Ökonomie fällt, und jener der 
Öffentlichkeit stillschweigend 
akzeptieren muß, somit die 
Kritik von Marx indirekt be- 
stätigt. Diese Spur soll aller- 
dings nicht weiter verfolgt 
werden, konzentrieren wir uns 
auf sein Hauptthema, der Be- 
ziehung zwischen der Macht 
und.den Menschenrechten. 


Menschenrechte, 

Gesetze und die Macht 
Lefort kann das Verhältnis 
zwischen Menschenrechten, 
geltenden Gesetzen und der 
Macht nicht wirklich lösen 
und ändert mehrmals die 
Stoßrichtung seiner Argu- 
Sollen Men- 
schenrechte den Raum des 


mentation. 
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Politischen tatsächlich kon- 
stituieren, so muß ihnen eine 
reale Wirksamkeit zuge- 
schrieben werden. Diese 
Wirksamkeit muß aber auch 
eine Rechtswirksamkeit sein. 
Die Menschenrechte, als 
Grundlage und Vorausset- 
zung der Gesetze, müßten 
also in den geltenden Ver- 
fassungen ihren Nieder- 
schlag finden. Und tatsäch- 
lich spricht Lefort von der 
„Entflechtung von Macht 
und Recht” und schlußfol- 
gert: : „Das Recht stellt nun 
gegenüber der Macht eine 
unauslöschbare Exterrito- 
rialität dar”10 
Exemplarisch versucht 
Lefort die Machtunabhän- 
gigkeit der im Geiste der 
Menschenrechte verfaßten 
Gesetze an den Französi- 
schen Revolutionsverfassun- 
gen zu demonstrieren und zi- 
tiert mit Genugtuung den Ar- 
tikel 11: „Die freie Mitteilung 
seiner Gedanken und Mei- 
nungen ist eines der kostbar- 
sten Rechte des Menschen. 
Jeder Bürger darf sich also 
durch Wort, Schrift und 
Druck frei äußern; für den 
Mißbrauch dieser Freiheit 
hat er sich allein in allen 
durch das Gesetz bestimm- 
ten Fällen zu verantwor- 
ten.”11 Proklamiert dieser Ar- 
tikel tatsächlich die unbe- 
schränkte Meinungsfreiheit? 
Keineswegs. Auf die Prokla- 
mation der Redefreiheit folgt 
der Hinweis auf den 
Mißbrauch. Wer bestimmt je- 
doch, was Mißbrauch ist? 
Wer erläßt die Gesetze, die 
die Einschränkung dieser 
Freiheit regeln? Die Antwort 
liegt auf der Hand. Diese 
Proklamation konstituiert 
mitnichten einen machtfrei- 
en Raum, sondern eröffnet 
das Spiel der Definitionen 
und Interpretationen. Es ist 
wohl nicht notwendig, Arti- 
kel für Artikel zu zitieren um 


zu belegen, daß jedes Men- 
schenrecht nur im Kontext 
von Macht- und Kräftever- 
hältnissen gesellschaftlich 
wirksam sein kann. 

Ich möchte ein zweites 
Beispiel Leforts aufgreifen, 
der Artikel 8 aus der Er- 
klärung von 1791, da darin 
ein weiterer Aspekt ange- 
sprochen wird. „Das Gesetz 
darf nur unbedingt und of- 
fensichtlich notwendige Stra- 
fen festsetzen, und niemand 
darf bestraft werden, es sei 
denn kraft eines bereits vor 
dem Delikt erlassenen, ver- 
öffentlichten und legal ange- 
wandten Gesetzes.”12 Lefort 
interpretiert diesen Abschnitt 
dahingehend, daß das Recht 
der „Sphäre der Macht” ent- 
zogen sei. Doch was können 
dem Paragraphen 
tatsächlich entnehmen? 
Nicht mehr und nicht weni- 
ger als die bloße Rechtsstaat- 
lichkeit als solche. An die 
Stelle der Willkür muß das 
Recht treten, das ist die Bot- 
schaft. Doch welches Recht? 
Es existiert kein Staat der 
Welt, der nicht von sich be- 
hauptet, gesetzestreu zu han- 


wir 


deln. Und an entsprechend 
reaktionären Gesetzen herr- 
scht wahrlich kein Mangel. 
Wenn auf Desertation die To- 
desstrafe steht, so ist der De- 
serteur hinzurichten, und die 
Exekution würde getreu der 
Buchstaben und des Sinnes 
des Artikels 8 erfolgen. 
Wenn Lefort also be- 
hauptet: „Das Recht stellt 
nun gegenüber der Macht ei- 
ne unauslöschbare Exterrito- 
rialität dar” 13 so widerspricht 
diese Aussage der Verfas- 
sungswirklichkeit unserer 
Gesellschaft. Lefort läßt et- 
was die Gewaltentrennung 
als Errungenschaft der Mo- 
derne anklingen, sieht jedoch 
sehr rasch, daß die von ihm 
postulierte „Exterritorialität” 
auf der Ebene der geltenden 
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Gesetze nicht zu haben ist. 
Er ist schließlich gezwungen, 
die Kluft zwischen Men- 
schenrechten und geltendem 
Gesetz anzuerkennen. Nach 
wenigen Seiten ändert er die 
Richtung seiner Argumenta- 
tion, und bringt einen neue 
Interpretation der Men- 
schenrechte ins Spiel. Daß 
Menschenrechte nicht durch 
das Rechtssystem vollständig 
zu verwirklichen seien, sei 
kein Mangel, sondern umge- 
kehrt ein Vorteil. „Folglich 
gehen die Menschenrechte 
stets über jede einmal gege- 
bene Formulierung hinaus, 
was überdies bedeutet, daß 
jeder Formulierung die For- 
derung nach Reformulierung 
innewohnt bzw. daß die ein- 
mal erworbenen Rechte not- 
wendigerweise aufgerufen 
sind, die Forderung nach 
neuen Rechten zu unterstüt- 
zen. Aus demselben Grunde 
sind sie schließlich weder ei- 
ner bestimmten Epoche zu- 
zuordnen, so als ob sich ihre 
Bedeutung an ihrer histori- 
schen Rolle im Dienste des 
Aufsteigs der Bourgeoisie er- 
schöpfte, noch können sie in- 
nerhalb der Gesellschaft um- 
schrieben werden, als ob ihre 
Auswirkungen lokalisierbar 
und kontrollierbar wäre.” 14 
Zu allererst fällt auf, daß Le- 
fort das geltende Recht, also 
den realen Rechtsstaat, wie- 
der der Macht zuschlägt. Den 
emanzipatorischen Gehalt 
der Menschenrechte ortet er 
exakt in dem Umstand, daß 
sie niemals als vollständig ver- 
wirklicht behauptet werden 
können. Die Menschenrech- 
te würden es also erlauben, 
sich trotz und gegen das gel- 
tende Gesetz auf sie zu beru- 
fen. Die Menschenrechte 
würden einen transzendenta- 
len Ort darstellen, ein Meta- 
prinzip für geltende Gesetze, 
deshalb, und nur deshalb, 


seien sie der Macht entzogen. 
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Dieser Gedanke hat sicher et- 
was für sich. Bei näherer 
Überlegung entdeckt man al- 
lerdings, daß diese transzen- 
dentale Eigenschaft nicht nur 
den Menschenrechten, son- 
dern de facto jedem Begriff 
zukommt. Lefort reklamiert 
einfach den Effekt, daß Spra- 
che und empirische Realität 
niemals zur Deckung kom- 
men können, für die Men- 
schenrechte. Kein jemals er- 
bautes Haus kann den Be- 
griff Haus vollständig ver- 
körpern. Die kapitalistische 
Gesellschaft wird niemals 
dem reinen Begriff des Kapi- 
tals, wie Marx ihn in seinem 
Hauptwerk entwickelt, voll- 
ständig entsprechen. Aber 
bleiben wir beim Thema der 
Menschenrechte. „Sobald die 
Menschenrechte als letzter 
Bezugsrahmen gesetzt sind, 
sieht sich das positive Recht 
der Infragestellung ausge- 
setzt.”15 Um den von Lefort 
angesprochenen emanzipa- 
torischen Effekt zu postulie- 
ren, ist es nicht notwendig, 
sich auf die Deklamation der 
Menschenrechte zu berufen, 
es hätte genügt, den Begriff 
der „Freiheit” oder der „Ge- 
rechtigkeit” zu untersuchen. 
Vorstellungen von Gerech- 
tigkeit, um derentwillen sich 
Menschen handelnd verbin- 
den, sind nun nichts spezifi- 
sches für die kapitalistische 
Epoche. Es zählt zum Cha- 
rakter normativer Begriffe, 
daß sie niemals als vollstän- 
dig verwirklicht behauptet 
werden können. Wir nehmen 
also gerne zur Kenntnis, daß 
Menschenrechte nur einen 
kontrafaktischen Bezugs- 
punkt zum geltenden Recht 
und zu den herrschenden so- 
zialen Verhältnissen darstel- 
len können. Doch mit dieser 
Schlußfolgerung will Lefort 
nicht schließen. Wir sind mit 
einer erneuten Wendung der 
Argumentation konfrontiert. 
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Menschenrechte 

und soziale Kämpfe 

In den letzten Abschnitten sei- 
ner Arbeit spielt Lefort seine 
vermeintlich stärkste Karte 
aus. Er behauptet, soziale und 
politisch Kämpfe würden sich 
immer auf die symbolische 
Ebene der Menschenrechte 
beziehen und führt als Beispiel 
die Revolte von 1968 und ih- 
rer „neuartigen Protestfor- 
men”16 an. Man muß Lefort 
für diesen Hinweis dankbar 
sein. Gerade an 1968 läßt sich 
zeigen, wie gekünstelt und 
willkürlich seine Thesen 
tatsächlich sind. Er vertritt auf 
seine Weise die selbe advoka- 
torische und autoritäre Met- 
hode, die er zu Recht der KPF 
vorwirft: er dichtet die reale 
Bewegung nach seiner vorge- 
fertigten Ideologie um. Ich 
möchte hier nur vier Momen- 
te der Bewegung herausheben, 
die das Ausmaß der Willkür 
des Autors belegen. 

Einsicht. Besonders 1968 
stand das Verstehen der ge- 
sellschaftlichen Zusammen- 
hänge, das Durchschauen der 
Manipulationsmechanismen, 
das Begreifen und Kritisieren 
autoritärer Strukturen im 
Zentrum der Politisierung. 
Das Entwickeln des eigenen 
kritischen Bewußtseins, bes- 
ser der Anspruch und die 
Notwendigkeit, dies zu tun, 
erhob die Bewegung nicht zu 
unrecht zum trennenden Mo- 
ment zwischen sich und dem 
Establishment. 

Selbstreflexion. Die Hin- 
terfragung der eigenen sozia- 
len, persönlichen und gesell- 
schaftliche Existenz, des eige- 
nen Verhaltens und der eige- 
nen Ansprüche im Alltag zähl- 
te zu den herausragenden 
Merkmalen der Bewegung. 
Die Selbstdeutung der eigenen 
gesellschaftlichen und histori- 
schen Rolle war eine der zen- 
tralen Aufgaben, an den sich 
die 68er Bewegung abarbeitete. 
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Erfahrungshunger. Das Er- 
leben der eigenen Existenz als 
verarmt, reduziert, und limi- 
tiert zählte insbesondere 1968 
zu den wesentlichsten Spring- 
quellen der Revolte. Die Auf- 
bruchsstimmung von 1968 er- 
klärt sich nicht zuletzt aus der 
Suche nach neuen Erfahrun- 
gen, sie es in den Formen des 
Zusammenlebens, auf der 
Ebene der Theorie, in Musik, 
Reisen oder Drogen. 

Gesellschaftliche Praxis. 
Die 68er Bewegung erhob 
den Anspruch, neue soziale 
Formen zu schaffen. Der Bo- 
gen spannte sich dabei von 
der Neudefinition von Uni- 
versität und Schule, von neu- 
en Formen des öffentlichen 
Auftretens, über die Schaf- 
fung einer alternativen 
Pädagogik (Antiautoritäre Er- 
ziehung) bis hin zu Wohnge- 
meinschafts- und Kommune- 
experimenten. 

Es liegt auf der Hand, 
daß die hier genannten Ele- 
mente, die in den verschie- 
denen Ländern in unter- 
schiedlicher Gewichtung auf- 
traten, sich niemals restlos 
auf die Menschenrechte be- 
ziehen lassen. Ja in der 
Mehrzahl haben sie über- 
haupt keinen Berührungs- 
punkt. Ich möchte hier nur 
einen Satz von Rudi Dutsch- 
ke zitieren, der in anschauli- 
cher Weise den Geist der 
68er Bewegung wiedergibt: 
„Weil uns diese Aktionen 
(der APO K.R.) innerlich 
verändern, sind sie politisch. 
Politik ohne innere Verän- 
derung der an ihr Beteiligten 
ist Manipulation von Eli- 
ten.”17 „Innere Verände- 
rung” meint hier Bewußt- 
werdung, der eigenen Be- 
dürfnisse ebenso wie der Ma- 
nipulation, der man ausge- 
setzt ist, der ökonomischen 
Zusammenhänge ebenso wie 
der politischen Verhältnisse. 
Einsicht, Bewußtsein, Er- 


kenntnis — diese Prozesse lie- 
gen außerhalb der Sphäre 
der Menschenrechte. Ich will 
hier nicht dem positivisti- 
schen Kalauer Vorschub lei- 
sten, der da lautet: „Aus 
Sein-Sätzen können keine 
Sollens-Sätze abgeleitet wer- 
den.” 
schlicht Unsinn. Aber es ist 
ebenso klar, daß das Begrei- 


Diese Aussage ist 


fen dessen was ist und des- 
sen, wer man selbst ist, mit 
der Entwicklung von ab- 
strakten Rechten nur sehr in- 
direkt zusammenhängt. Kurz 
gesagt: In der Sphäre der 
Menschenrechte ist der Pro- 
zeß des Bewußtwerdens und 
Begreifens ausgeblendet. 
Deshalb kann eine kritische 
oder gar revolutionäre Be- 
wegung zwar auch (Men- 
schen)Rechte proklamieren 
- und dies wäre dann eine 
der ärmsten und reduziertes- 
ten Formen, in der sie sich 
ausdrückt — nie jedoch ihren 
Ausgangspunkt in ihnen neh- 
men. Reale Bewegungen in 
das Prokrustesbett der Men- 
schenrechte zu zwängen, be- 
deutet, ihren Charakter von 
Grund auf zu verkennen. 


Menschenrechte 

und die Macht 

Wie wir gesehen haben, muß 
Lefort das widerständige Mo- 
ment der Menschenrechte 
Schritt für Schritt eingrenzen. 
Während er zuerst euphorisch 
einige Paragraphen aus den 
diversen Erklärungen der 
Menschenrechte zitiert, ver- 
schiebt er letztlich den 
Schwerpunkt auf das Unge- 
sagte. Nicht was in den diver- 
sen Texten formuliert ist sei 
entscheidend, sondern die 
Idee der Menschenrechte 
selbst. Ja er warnt sogar da- 
vor, „ihnen eine Realität in 
unserer Gesellschaft zuzu- 
sprechen.”18 Können wir Le- 
fort zumindest in diesem 
Punkt zustimmen? Können 
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wir sagen: Da die Menschen- 
rechte sich einer abschließen- 
den Formulierung und Ver- 
wirklichung entziehen, kann 
sich die Macht ihrer nicht 
vollständig bedienen. Stellen 
die Menschenrechte also ein 
unkontrollierbares, für die 
Macht gefährliches Moment 
dar? Letztlich laufen alle Ar- 
gumente Lefort auf diesen 
Punkt hinaus. Der Totalitaris- 
mus mußte sie beseitigen, die 
Bewegung von 1968 sich um 
ihre Achse entfalten, die 
durch sie konstituierte Öf- 
fentlichkeit entzieht sich zu- 
mindest teilweise der Macht 
— das waren die Stationen sei- 
ner Argumentation. Wir müs- 
sen die Einwände nicht wie- 
derholen. Gehen wir statt des- 
sen einen Schritt weiter. Über- 
legen wir uns einige Konse- 
quenzen, die aus dem von Le- 
fort so stark hervorgehobenen 
transzendentalen Charakter 
abzuleiten sind. 

Die Menschenrechte kön- 
nen niemals in einem fixen 
Katalog von Forderungen auf- 
gehen. Um als Metaprinzip für 
Gesetze und Prinzipien fun- 
gieren zu können, kann das 
Menschenrecht niemals einen 
bestimmten Inhalt annehmen, 
es bleibt leer. Menschenrechte 
könnten, ja müßten immer 
wieder neu proklamiert wer- 
den. Damit sind sie jedoch 
den verschiedensten politi- 
schen Kräften und Interes- 
sensgruppen zugänglich. An- 
statt der Macht strukturell ent- 
zogen zu sein, stellen sie ein 
Feld der gesellschaftliche Aus- 
einandersetzung dar. Die ge- 
sellschaftlichen Widersprüche 
und Konflikte machen vor den 
Menschenrechten nicht halt, 
sondern umfassen auch die 
Ebene abstrakter Prinzipien. 
Lefort selbst liefert uns ein 
wunderbares Beispiel, indem 
er auf das „gesellschaftliche 
Recht auf Arbeit”19 verweist. 
Diese Forderung entspricht 
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exakt jenem politischen Den- 
ken, das Jahrzehnte die Ar- 
beiterbewegung geprägt hat. 
Das „Recht auf Arbeit” re- 
flektiert die repressive Durch- 
setzung der Lohnarbeit in der 
kapitalistischen Gesellschaft. 
Es bekräftigt die moderne Ar- 
beitsmoral, bejaht die Lohn- 
arbeit als historisch unüber- 
windbare Grundinstitution 
und anerkennt sie als den ein- 
zig gültigen Modus der gesell- 
schaftlichen Integration des 
Individuums. Fordismus, Tay- 
lorismus und Keyesianismus 
bildeten den Hintergrund die- 
ser Forderung. Die gesell- 
schaftliche Entwicklung selbst 
hat die Elemente zersetzt und 
die Illusionen zerstört, die mit 
dieser Parole verknüpft waren. 
An ihre Stelle tritt die Forde- 
tung nach der garantierten 
Grundsicherung. Das „Recht 
auf Arbeit” und das „Recht 
auf Grundsicherung” wider- 
sprechen einander auf allen 
Ebenen, Sie sind Ausdruck 
zweier völlig unterschiedlicher 
gedanklicher, analytischer und 
ethischer Systeme. An diesem 
Beispiel zeigt sich, daß es ei- 
nen einheitlichen Kern von 
Menschenrechten, den Lefort 
unausgesprochen immer un- 
terstellt, gar nicht gibt. Sie las- 
sen sich nicht auf einen syn- 
thetisierenden Inhalt hin ver- 
einheitlichen, sie zerfallen in 
eine inkommensurable Viel- 
falt von Grundsätzen. 

Stellen wir uns absch- 
ließend die Frage, in welchen 
Kontexten den Menschen- 
rechten tatsächlich Bedeutung 
zukommt. Entgegen der Be- 
hauptung Leforts sind es nicht 
die realen Bewegungen mit 
gesellschaftlicher Bedeutung. 
In der politischen Auseinan- 
dersetzung geht es immer um 
Konkretes, nie um abstrakte 
Prinzipien. Wir finden die 
Menschenrechte an den ex- 
tremen Polen der Macht und 
der Machtlosigkeit. Zum ei- 


nen sind es die Hoffnungslo- 
sen, die in die Mühlen von 
Justiz und Gefängnis geraten 
sind, sich nicht mehr auf das 
geltende Recht berufen kön- 
nen und in den Berichten von 
Amnesty genannt werden. Ihr 
Berufen auf die Menschen- 
rechte trägt immer den Index 
der Perspektivlosigkeit und 
Isolation. Zum anderen ist es 
die Macht, sagen wir es kon- 
kret, die westlichen Mächte, 
die ihre militärischen Aktio- 
nen gegen alles herrschende 
Völkerrecht im Namen eines 
höheren Rechts legitimieren. 
Lefort weigert sich hartnäckig 
zu erkennen, daß die Unbe- 
stimmtheit, der transzenden- 
tale Charakter der Men- 
schenrechte nicht nur gegen 
die Macht, sondern ebenso 
von der Macht für ihre 
Zwecke einsetzbar ist. Er 
preist zwar den Widerstand 
im ehemaligen Ostblock, er- 
wähnt jedoch mit keinem 
Wort den strategischen Nut- 
zen, welche die NATO aus 
den Menschenrechten zog. 
Mit geradezu unglaublicher 
Naivität unterschätzt Lefort 
die Mittel und Methoden der 
Macht. Er ist blind für die 
Tatsache, daß die unbe- 
stimmte und abstrakte Ebene 
der Menschenrechte eine 
äußerst perfide Logik eröff- 
net: nämlich die Konstrukti- 
on von sogenannten Schur- 
kenstaaten. Lassen wir plum- 
pe Demagogie beiseite. In den 
raffinierteren Varianten wird 
nicht geleugnet, daß überall, 
auch im eigenen Land, „Miß- 
stände” existieren. Wodurch 
zeichnen sich also Schur- 
kenstaaten wie Libyen, der 
Irak oder Jugoslawien aus? 
Dadurch, daß die „Verbre- 
chen gegen die Menschlich- 
keit”, die tendenziell überall 
zu finden sind, angeblich in 
diesen Staaten eine bestimmte 
Qualität angenommen habe — 
eine selbstverständlich will- 
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kürliche Behauptung. Es ist 
das Pathos der Menschen- 
rechte, das es ermöglicht, aus 
einzelnen Elementen den ab- 
soluten Feind zu erschaffen, 
gegen den letztlich jedes Mit- 
tel gerechtfertigt ist. Die Vor- 
stellung, die Menschenrechte 
seien der Macht entzogen, ist 
also bestenfalls naiv. 
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Arbeit muss sich wieder lohnen 


twas ‘has gone wrong), 

Großbritannien war in 
der ‘Krise’, darüber herrsch- 
te Konsens in den Diskus- 
sionen der 70er Jahre. Zwar 
hatte das Land am fordisti- 
schen Boom teilhaben kön- 
nen und war der Lebens- 
standard der Bevölkerung 
angestiegen, doch GB war 
in Relation zu konkurrie- 
renden Staaten zurückge- 


blieben. 


No Future 
for England's dreaming 
Das Wirtschaftswachstum 
lag 50% unter dem OECD- 
Schnitt, die einstige Leit- 
währung des Weltmarktes 
musste 1967 und 1976, je- 
weils unter einer Labour-Re- 
gierung, abgewertet werden. 
Die Weltwirtschaftskrise 
Anfang der 70er traf die bri- 
tische Ökonomie besonders 
hart und die Arbeitslosigkeit 
stieg rascher als in anderen 
Industriestaaten, da die 
Schwäche des britischen Ka- 
pitalismus, die traditionel- 
len Industrien im Norden 
Englands schneller zusam- 
menbrechen ließ. Weitläufi- 
ge Verarmungsprozesse wur- 
den daher in den sogenann- 
ten “inner cities’, in denen 
v.a. ‘ethnische’ Minderhei- 
und ArbeiterInnen 
schon in den 70ern sichtbar. 
Die ‘British Disease’ kon- 
stituierte in den hegemonia- 


ten 


len Auseinandersetzungen 
nicht nur die materiellen Be- 
dingungen der verschieden 
sozialen Kräfte, sondern 
wurde selbst zum Inhalt die- 
ser Auseinandersetzungen 
um die zukünftigen gesell- 
schaftlichen Entwicklungen. 
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Die von Labour angebo- 
tene ‘Lösung’ bestand Mit- 
te der 70er in einem ‘Social 
Contract’ mit den Gewerk- 
schaften. Labour bot den 
Unions wohlfahrts- und in- 
dustriepolitischen Maßnah- 
men zur Sicherung des Le- 
bensstandards und zum 
Ausbau der Beschäftigung 
im Austausch für eine soge- 
nannte moderate und ak- 
kordierte Lohnpolitik. Kor- 
poratistische Zusammenar- 
beit mit den Gewerkschaf- 
ten, die zuvor die konserva- 
tive Regierung, die quasi- 
neoliberale Maßnahmen ein- 
führen wollte, zu einer Fort- 
setzung der keynesianischen 
Expansionspolitik gezwun- 
gen hatten, und reformisti- 
scher Ausbau des Wohl- 
fahrtsstaates statt einer kon- 
frontativen Strategie, sollten 
die ‘Krise’ lösen. Doch die 
Finanzprobleme Großbri- 
tanniens und die Entschei- 
dung der Labourregierung 
einen Stützungskredit des 
Währungsfonds, der an die 
Umsetzung erster monetaris- 
tischer Maßnahmen zur 
Kontrolle der öffentlichen 
Ausgaben gebunden war, 
anzunehmen, ließ den Soci- 
al Contract zusammenbre- 
chen. Die Gewerkschaften 
konnten fortgesetzte Real- 
lohneinbußen ihrer Mitglie- 
der nicht mehr hinnehmen, 
eine Reihe von Streiks im 
sogenannten “Winter of Dis- 
content’ 1978/79 war die 
Folge, Margaret Thatcher 
wurde 1979 Premier. 

Es war ein Reihe konser- 
vativer Thinktanks, die eine 
neu-rechte ‘Geschichte’ der 
krisenhaften Entwicklung 


nach 1945 verbreiteten, wel- 
che auf einen ‘Bruch’ mit 
dem wohlfahrtsstaatlichen 
Orientierung und der den 
Gewerkschaften zugestan- 
denen Rolle abzielten. In 
und durch dieses 
“Wahrheitsregimes’ über die 


neue 


‘Krise’ erlangten bestimmte 
gesellschaftliche Gruppen 
(UnternehmerInnen und 
‘middle England’) ein ihnen 
plausibel erscheinendes Be- 
wusstsein ihrer Lage, wo- 
durch sie diese in den all- 
täglichen Verhältnissen aus- 
kämpfen und damit ihre so- 
ziale Stellung rekonsti- 
tuieren konnten. 

Unter Margaret Thatcher 
wurde dieses Set neolibera- 
len und neokonservativen 
‘Wissens’ zur Grundlage des 
“autoritär-populistischen’ 
Angriffs auf den sozialde- 
mokratischen Wohlfahrts- 
staat und die britischen Ge- 
werkschaften. 

Und diese Geschichte war 
nicht nur History sondern 
auch Story und hatte daher 
einen eigenen ‘plot’ mit Hel- 
den und Bösewichten. Die 
Guten, das waren die Entre- 
preneurs, Familien und der 
“freie Markt’, die jedoch von 
den Gewerkschaften, dem 
Wohlfahrtsstaat 
‘creeping socialism’ in ihrer 
Freiheit bedroht wurden. 
Rettung konnte daher nur ei- 


und 


ne ‘Market-Revolution’ und 
ihre Prophetin bringen. 

„Ihe Old Testaments pro- 
phets did not say ‘Brother, I 
want a consensus’. They said: 
“This is my faith. This is what 
I believe. If you believe it too, 
then come with me.” (Mar- 
garet Thatcher, 1979) 


„This is what Mrs. 
Thatcher has called 
for.” (Sir Keith Joseph, 
Politikberater der kon- 
servativen Regierung 
der 80er) 


Das Gerede von der 
öffentlichen Verschul- 
dung, der Finanzkrise 
des Staates und der 
Sanierung des Staats- 
haushaltes, das Ge- 
spenst der über regu- 
lierten Arbeitsmärkte 
und zu hohen Lohnne- 
benkosten verschleiert, 
dass neoliberaler Poli- 
tik vor allem auf eine 
Reorganisation der 
Lohnarbeit und Ar- 
beitsverhältnisse ab- 
zielt. Dies soll am Bei- 
spiel Großbritannien 
näher erläutert wer- 
den. 


VON ROLAND ATZMÜLLER* 


*) Roland Atzmüller ist 
Politikwissenschafter in Wien 
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Die Gewerkschaften und 

‘the right to manage’ 

Für das neoliberale Projekt 
waren die Gewerkschaften 
nicht Teil der Lösung son- 
dern Teil des Problems. Sie 
sind diese Schuld an Infla- 
tion und der schlechten 
wirtschaftlichen Entwick- 
lung, da ihre Macht wichtige 
wirtschaftliche Mechanis- 
men außer Kraft setze. Ge- 
behaupten 
zwar, sie hätten den Le- 
bensstandard der Arbeiter 
erhöht, tatsächlich aber sei- 
en sie das größte Hindernis 


werkschafter 


für ein Ansteigen des Le- 
bensstandards, da sie auf- 
grund ihrer Monopolpositi- 
on am Arbeitsmarkt die 
Löhne ihrer Mitglieder auf 
Kosten der restlichen Lohn- 
abhängigen steigern, Ar- 
beitslosigkeit erzeugen und 
die Bewertung der Ware Ar- 
beitskraft verzerren würden. 
„Prices or wages cannot be 
a matter of justice if the eco- 
nomic system is to func- 
tion”. (Hayek, 1986) Nur 
der Markt wisse, wo Leute 
gebraucht würden. 

Die britischen Gewerk- 
schaften stützten bis Ende 
der 70er ihre Macht auf ein 
dezentrales System des so- 
genannten ‘voluntary collec- 
tive bargaining’ mit den Un- 
ternehmern. Eine weiterge- 
hende Reglementierung die- 
ses Systems durch den Staat 
oder die Gerichte wurde in 
der Regel von beiden Seiten 
abgelehnt, wobei aber nach 
1945 staatliche Politik diese 
‘good industrial relations’, 
die neben diversen Vermitt- 
lungsinstitutionen in der le- 
galen Immunität der ge- 
werkschaftlichen Praktiken 
bestanden, förderte. 

Die durch diese Immu- 
nität garantierten Freiheiten 
stellten eine notwendige Be- 
dingung der kollektiven In- 
teressensvertretung dar. Auf- 
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grund des voluntaristischen 
Charakters des britischen 
Systems, dass die Entwick- 
lung eines stabilen Systems 
korporativer Verhandlungs- 
muster verhinderte, beruh- 
te die Situation britischer 
Lohnabhängiger nämlich in 
weit geringerem Ausmaß als 
anderswo auf bspw. arbeits- 
rechtlichen (etwa in bezug 
auf Arbeitszeit etc.) Rege- 
lungen oder einer gesetzli- 
chen Fixierung der kollek- 
tivvertraglich festgelegten 
Löhne aller in einem wirt- 
schaftlichen Sektor Be- 
schäftigten. Die britischen 
Gewerkschaften konnten 
ihren Einfluss daher nur 
durch relativ hohe Mitglie- 
derzahlen und die Fähigkeit 
zur industrial action, um 
Unternehmer zur Anerken- 
nung des Collective Bargai- 
ning zu zwingen, behaupten. 
Nach 1945 war eine zuneh- 
mend radikale Shop-Ste- 
ward Bewegung auf Fabrik- 
sebene entstanden, welche 
ihre Macht im unmittelba- 
ren Produktionsprozess oft 
durch Wild Cat Streiks fest- 
igte. In Zeiten von Vollbe- 
schäftigung, steigenden Mit- 
gliederzahlen und staatlicher 
Förderung des ‘collective 
bargaining’ gelang es der 
ArbeiterInnenbewegung so, 
die managerielle Kontrolle 
über den Arbeitsprozess ein- 
zuschränken - etwa in be- 
zug auf Personalpolitik in- 
dem etwa nur eingestellt 
werden durfte, wer Ge- 
werkschaftsmitglied war 
(‘Closed Shop’), Job Dem- 
arcation, also die Definition 
zu leistender Tätigkeiten 
u.ä.. 

Die industriellen Bezie- 
hungen auf der Ebene der 
Produktion wurden im libe- 
ral-kapitalistischen Modell 
britischer Prägung traditio- 
nell als ‘adversarial’ charak- 
terisiert (vgl. Coates, 2000). 


Diese Spezifika der 
industriellen Beziehungen 
fanden in der marxistischen 
Labourprocess-Debate (vgl. 
Thompson 1989) in Groß- 
britannien ihren Nieder- 
schlag, die v.a. das Kontroll- 
problem des Managements 
auf der Ebene der unmittel- 
bare Produktion als zentrale 
Dimension des Klassen- 
kampfes ansah. Dieses er- 
gibt sich daraus, dass Un- 
ternehmer am Arbeitsmarkt 
zwar Arbeitskraft als Poten- 
tial kaufen, deren Realisie- 
rung als lebendige Arbeit je- 
doch nicht garantiert ist. Die 
Frage, wie die ArbeiterIn- 
nen zum Arbeiten gebracht 
werden, liegt dem Kontroll- 
problem zugrunde und 
führt zur Spaltung des Ar- 
beitsprozesses in ausführen- 
de und planende Tätigkei- 
ten. Aus der Perspektive der 
“adversarial industrial rela- 
tions’ im angelsächsischen 
Raum versucht das Manage- 
ment, das Wissen der Lohn- 
abhängigen über ihre Arbeit 
zu enteignen, im Manage- 
ment zu konzentrieren, 
durch bürokratisch-rationa- 
le Verwissenschaftlichung 
transferierbar und damit 
den einzelnen Arbeiter er- 
setzbar zu machen. Das wis- 
senschaftliche Management 
— Taylorismus - führt so zu 
einer systematischen De- 
qualifizierung und Entwer- 
tung der Arbeit der Lohn- 
abhängigen, die auf einer 
potentiell unendlichen Zer- 
legung des Arbeitsprozesses 
beruht, welche als rational- 
bürokratische Arbeitsvor- 
schriften, Fließbandtakt 
oder Zeitstudien etc. den 
Arbeitskräften aufgeherrscht 
werden. 

Aufgrund des fiktiven 
Charakters der Ware Ar- 
beitskraft handelt es sich 
trotz/wegen aller Versuche 
der Verwissenschaftlichung 
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und bürokratisch-rationalen 
Steuerung der Arbeitspro- 
zesse um ein gesellschaftli- 
ches Konflikt- und Macht- 
verhältnis, in dem die akti- 
ve ‘compliance’, der Lohn- 
abhängigen, die zwischen er- 
zwungener Unterwerfung, 
Gehorsam oder aktive Zu- 
stimmung variieren kann, 
gesichert werden muss. 

Hire and Fire, Dequalifi- 
zierung und repressive Maß- 
nahmen zur Erhaltung der 
Disziplin, sowie im extre- 
men Konfliktfall Einsatz 
staatlicher Gewalt erschei- 
nen im britischen Kapitalis- 
mus als zentrale Manage- 
mentstrategien zur Aufrech- 
terhaltung der Produktion. 

Für die Labourprocess- 
Debate wird die Wider- 
sprüchlichkeit der kapitali- 
stischen Arbeitsprozesse 
und der Produktivkräfte als 
gesellschaftlicher Verhält- 
nisse Grundlage der kollek- 
tiven ÖOrganisierung der 
Lohnabhängigen auf der un- 
mittelbaren Ebene der Pro- 
duktion. 

Dezentrales Collective 
bargaining wurde als Form 
der Interessensdurchsetzung 
der Beschäftigten gegenüber 
dem Management, in der 
aber die “adversarial’ Di- 
mension erhalten blieb, an- 
gesehen. Die Entwicklung 
einer korporatistischen Or- 
ganisation der industriellen 
Beziehungen kontinentaleu- 
ropäischer Prägung und ein 
weitergehender makroöko- 
nomischer Einfluss der Ge- 
werkschaften scheitert. 

Ein 
proach was rejected because 


„cooperative ap- 


it felt to undermine the che- 
rished ‘right to manage’ (...) 
The result was twofold: space 
was left for workers to deve- 
lop their own shop-floor 
practices, and the oscialltion 
between toughness and dis- 
tancing from the shop floor 
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promoted distrust of mana- 
gement which allowed wor- 
kers (...) to build on these 
practices an institutional chal- 
lenge to managerial authori- 
ty.” (Edwards et al 1998: 3) 
In den politischen und 
wirtschaftlichen Bedingun- 
gen nach 1945 gelingt es da- 
her den Unions Macht über 
die unmittelbaren Produk- 
tionsprozesse zu erlangen 
und die manageriellen Prak- 
tiken einzuschränken und zu 
reglementieren. 


Die Rekonstruktion 
der Lohnarbeit und 
der Wohlfahrtsstaat 
Neben der gewerkschaftli- 
chen “Verantwortungslosig- 
keit’ ist es v.a. der nach 1945 
geschaffene Wohlfahrtsstaat, 
welcher zum zweiten zen- 
tralen Element der neolibe- 
ralen Kritik wird. Und auch 
hier ist das Recht des Ent- 
repreneurs am Markt zu 
agieren, Dreh- und Angel- 
punkt der Analyse. Hohe 
Steuern, die Regulierung der 
Arbeitsmärkte und eine Un- 
terminierung des Arbeits- 
ethos, durch großzügige ei- 
ne marktkonforme Ent- 
wicklung der Löhne behin- 
dernde Welfare-Benefits, 
werden als Ursache der 
Wettbewerbsprobleme und 
mangelnden Dynamik des 
britischen Kapitalismus ar- 
tikuliert. Was also als Dere- 
gulierung und Flexibilise- 
rung der Märkte und Sanie- 
rung der Staatsfinanzen 
durch Einschränkung der 
Wohlfahrtsausgaben vorge- 
stellt wurde, zielte direkt auf 
eine Reorganisation der ka- 
pitalistischen Arbeitsver- 
hältnisse und macht die Dia- 
lektik bürgerlicher Wohl- 
fahrtssysteme deutlich. 
Diese sind Ergebnis des 
Drucks der ArbeiterInnen- 
bewegung und gleichzeitig 
der Versuch einer den Ver- 
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wertungsimperativen funk- 
tionalen Regulation und Ka- 
nalisation dieser Kämpfe, 
weswegen sie auch eine Nie- 
derlage weitergehender Pro- 
jekte darstellen. 

Im Wohlfahrtsstaat trägt 
die bürgerliche Gesellschaft 
der ‘Lebendigkeit’ der Ar- 
beit und ihrer Nicht-Redu- 
zierbarkeit auf eine waren- 
förmigen Produktionsfaktor, 
dessen Reproduktion in 
nicht-kapitalistischen (Ar- 
beits)verhältnissen erfolgt 
(etwa in den Geschlechter- 
verhältnissen), Rechnung. 

Dies verweist auf über- 
schießende Momente der 
Lohnkämpfe welche nicht 
nur die Zeit in Lohnarbeit 
sondern auch außerhalb 
(Krankheit, Ausbildung, Al- 
ter) betreffen. 

Im Wohlfahrtsstaat soll 
dieser potentiell System 
sprengende Widerspruch in 
einer den Verwertungsim- 
perativen funktionalen 
Form, etwa durch die für 
Massenproduktion notwen- 
dige zyklenunabhängige Si- 
cherung des Massenein- 
kommens, reguliert werden. 
Doch die Funktionalität die- 
ser Systeme der sozialen 
Sicherung ist nicht garan- 
tiert, sondern selbst Medi- 
um und Inhalt sozialer 
Kämpfe, woraus sich die 
neoliberale Kritik erklärt. 
Die in vielen Systemen ga- 
rantierte Sicherung eines ge- 
wissen Einkommens begrenzt 
die Bewegung der Löhne 
nach unten und verhindert, 
dass Lohnabhängige sich zu 
jedem Preis verkaufen müs- 
sen. Jenseits der unmittelba- 
ren Intentionen der pro-wohl- 
fahrtsstaatlichen PolitikerIn- 
nen - insbesondere der Sozi- 
aldemokratie - und der anvi- 
sierten Funktionalität dieser 
Systeme ermöglicht dies 
außerdem ein zumindest tem- 
poräre Trennung von Ein- 
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kommen und Lohnarbeit und 
lässt den Lohnabhängigen die 
Option sich auf Dauer letzte- 
rer zu entziehen überhaupt 
erst bewusst werden. 

Zur neoliberalen Kritik 
am Wohlfahrtsstaat gehört 
daher auch in Großbritan- 
nien die Jagd auf ‘Sozial- 
schmarotzer’ und eine soge- 
nannte Pensionskrise, ange- 
sichts längerer Pensionszei- 
ten durch steigende Leben- 
serwartung und auch in GB 
vorhandener Trends zur 
Frühpensionierung. 

Das Ziel ist eine sukzessive 
Delegitimierung von Wohl- 
fahrt, da sie den Arbeitsethos 
unterminiere und zu morali- 


schem Verfall führe. 


Strategien 

„My policies are based not 
on some economic theory 
but on things I and millions 
like me were brought up 
with: an honest day’s work 
for an honest day’s pay; live 
within your means; put a 
nest egg by for a rainy day; 
pay your bills on time; sup- 
port the police.” (Margaret 
Thatcher) 

Nach der demütigenden 
Niederlage, die die konser- 
vative Regierung gegen die 
Bergarbeiter, Anfang der 
70er erlitten hatte, schien 
der Thatcher-Regierung ei- 
ne Lösung des “union-pro- 
blem’ als um und auf der 
Umsetzung ihres Projektes. 

Sie warf daher die Ge- 
werkschaften von Anfang an 
aus staatliche Institutionen 
hinaus und verweigerte 
praktisch jeden direkten 
Kontakt. Die durch die Aus- 
teritätspolitik bewusst ve- 
tiefte Rezession führte zum 
Kollaps der Industrie und 
damit jener Sektoren in de- 
nen die Gewerkschaften be- 
sonders mächtig waren. Die 
Explosion der Arbeitslosen- 
rate und die Aufgabe der 


Vollbeschäftigungspolitik tat 
ein Übriges. Obwohl das 
Vorgehen der Regierung 
durchaus pragmatisch war, 
ließ die Regierung an ihrer 
Entschlossenheit nie Zweifel 
aufkommen. D.h. sie war zur 
offenen Konfrontation mit 
den Gewerkschaften, die 
sich lange Zeit den Maßnah- 
men der Regierung zu wi- 
dersetzen versuchten, bereit. 

Eine Reihe von Gesetzen, 
die direkt auf die Organisa- 
tionen und Strategien der 
ArbeiterInnenbewegung ab- 
zielten, wurde zum zentra- 
len Mittel des Angriffs auf die 
Gewerkschaften und der 
‘Dekollektivierung’ der in- 
dustriellen Beziehungen. Die- 
se sollten das “Verantwor- 
tungsbewusstsein’ der Ge- 
werkschaften in ihren Prak- 
tiken (Lohnforderungen, 
Streiks...) erzwingen, den 
“einfachen und anständigen’ 
Gewerkschaftsmitgliedern 
Schutz vor ‘Närreteien’ radi- 
kaler AktivistInnen bieten, 
was als Demokratisierung be- 
zeichnet wurde und das 
Rechte der Beschäftigten 
nicht gewerkschaftlich orga- 
nisiert zu sein, stärken. 

Zu den ersten Maßnah- 
men gehörte die Aufhebung 
der Immunität gewerk- 
schaftlicher Praktiken, die, 
folgen sie nicht den Geset- 
zen, nun auf Schadenersatz, 
der aus dem Eigentum der 
Gewerkschaften zu zahlen 
ist, klagbar sind. Jegliche 
Form von industrial action 
muss an eine komplizierte 
und kostspielige Abstim- 
mungsprozedur mit zahl- 
reichen Fristen und der- 
gleichen gebunden werden, 
was den bürokratischen 
Aufwand erhöht und den 
Unternehmern ermöglicht 
sich adäquat vorzubereiten. 

Alle Formen von Solida- 
ritätsstreiks (secondary 
picketing), die in den 70ern 
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eine wichtige Strategie zur 
Ausdehnung des collective 
bargaining darstellten, wur- 
den illegalisiert, die Zahl der 
Streikposten auf 6 reduziert, 
der Closed Shop abge- 
schafft. 

Doch die legistischen Vor- 
schriften reichten nicht aus. 
Der Sieg über die Bergarbei- 
ter 1984/85, die über ein Jahr 

- für die Erhaltung der Minen 
gekämpft hatten, wurde zur 
symbolischen Demütigung 
der Gewerkschaften und Tri- 
umph des Thatcherismus 
über jegliche realistische Al- 
ternative von links. „This La- 
dy is not for turning.” (Mar- 
garet Thatcher) 

Die Reorganisierung des 


Wohlfahrtssystems zielte auf 


jene Tendenzen, die unter 
dem Stichwort Sicherung 
des Lebensstandards durch 
kollektiv finanzierte Lei- 
stungen, den Zusammen- 
hang von Arbeit und Ein- 
kommen aufzulösen schie- 
nen und die beliebige Nut- 
zung von Arbeitskraft un- 
terminierten. Sozialpolitik 
wird daher auf die Verhin- 
derung absoluter Armut 
und Erhaltung der Arbeits- 
fähigkeit der Individuen be- 
schränkt. 

Diese Restrukturierung 


konzentrierte sich daher auf 


all jene Benefits und Rech- 
te, die über ihre Bindung an 
die Einkommen mit den 
Lohnkämpfen verbunden 
waren. Zu den ersten Maß- 
nahmen der Thatcher-Re- 
gierung zählten, die Anpas- 
sung der Pensionen und Be- 
nefits nicht mehr an die 
Lohnentwicklung sondern 
an die Inflationsrate zu bin- 
den und sukzessive Sozial- 
versicherungsleistungen vom 
Einkommen zu entkoppeln 
und flat-rate-benefits’ ein- 
zuführen. Die Auszahlung 
von Unemployment-bene- 
fits, Krankengeld und ma- 
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ternity payments wurde pri- 
vatisiert und Aufgabe der 
Unternehmer, die dies je- 
doch von den staatlichen 
Sozialversicherung zurück- 
verlangen können — mensch 
kann sich vorstellen, dass 
dies den unmittelbaren 
Druck auf Lohnabhängige 
erhöht, da die Betriebe 
natürlich diesen organisato- 
rischen Mehraufwand redu- 
zieren wollen. 

Mitte der 80er versuchte 
die Tory-Regierung das 
staatliche, Einkommens ge- 
bundene Pensionsystem 
(SERPS) abzuschaffen. Dies 
gelang nicht, doch wurden 
die Anspruchsrechte massiv 
eingeschränkt und die Pen- 
sionssicherung auf die 
Schaffung von individuellen 
Kapitalanteilen durch die 
Einzahlung in Pensions- 
fonds forciert. Besonders 
deutlich wurde der armuts- 
politische Charakter der 
neoliberalen Sozialpolitik in 
der Forcierung von ‘means 
tests’ Benefits — die britische 
Version der Treffsicherheit 
-, also die Auszahlung von 
Leistungen nach Feststel- 
lung, ob überhaupt Bedürf- 
tigkeit vorliegt, damit nur 
‘deserving poor’ in den Ge- 
nuss der ‘flat rate’ Benefits 
(etwas mehr als 60£ Mitte 
der 90er) kommen können. 
Mit der Einführung der so- 
genannten Job Seekers Al- 
lowance, wurde Mitte der 
90er de facto die staatliche 
Akzeptanz von Arbeitslo- 
sigkeit abgeschafft und Fi- 
nanzleistungen an aktive, 
von den Arbeitsämtern kon- 
trollierte Arbeitssuche ge- 
bunden. 

Leistungen des Wohl- 
fahrtsstaates werden kom- 
merzialisiert, privatisiert 
oder quasi-marktförmig re- 
strukturiert und fokussieren 
zunehmend auf Wettbe- 
werbsfähigkeit. Bean- 


spruchte der Wohlfahrts- 
staat wirtschaftliche Prozes- 
se so zu verändern, dass Re- 
produktion und soziale Si- 
cherung der Lohnabhängi- 
gen möglich wurden, zielt 
neoliberale Politik auf die 
Veränderung der Arbeits- 
kräfte und deren Anpassung 
an den Markt und bindet 
Transferleistungen an Ar- 
beitswilligkeit und die Be- 
reitschaft an Umschulungen 
teilzunehmen. Welfare wird 
von Workfare abgelöst, wel- 
che auf folgenden Charak- 
teristika beruht 
® increasing market selec- 
tivity in access to welfa- 
re and labour markete 
programs 
® reductions in the levels 
of welfare support and 
scope of eligibility crite- 
ria 
° the applications of diffe- 
rent forms of compulsi- 
on (or “incentives’) to 
participate in education 
and training, make work 
or low wage employment 
e ever tighter policing of 
benefits and surveillance 
of welfare recipients 
° the imposition of increa- 
singly stringent work re- 
quirements 
® the privatisation and de- 
regulation of job trai- 
ning.” (Peck 1996: 187) 


Ergebnisse 

„Ihe condition precedent to 
high wages and high salaries 
is hard work.” (Margaret 
Thatcher) 

1999 arbeiteten in Groß- 
britannien fast ein Viertel al- 
ler berufstätigen Männer 
und fast 50% aller beruf- 
stätigen Frauen in prekären 
und atypischen Beschäfti- 
gungsverhältnissen. Anfang 
der 80er lag der Anteil für 
Männer noch bei etwas 
mehr als 6% und für Frauen 
aufgrund des traditionell ho- 
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hen Anteils an Teilzeitbe- 
schäftigten bei knapp über 
40%. Etwa ein Viertel aller 
berufstätigen Männer und 
mehr als 30% aller beruf- 
stätigen Frauen waren Mitte 
der 90er in nicht-sozialver- 
sicherungspflichtigen Be- 
schäftigungsverhältnissen. 
Sie erwerben daher keinen 
Anrecht auf Unemploym- 
ent-Benefits, Krankengeld, 
staatliche Pension, Materni- 
ty payments etc. und sind im 
Falle von Arbeitslosigkeit/- 
unfähigkeit auf Income Sup- 
port (etwa Sozialhilfe, da- 
mals etwas mehr als 
60£/Woche) angewiesen. 

1998, vor der ‘Ein- 
führung’ der 48h Stunden- 
woche durch die Unter- 
zeichnung der Sozialcharta 
der EU durch die Neue La- 
bour-Regierung, arbeiteten 
etwa 30% aller erwerbstäti- 
gen Männer mehr als 
50h/Woche, bei Frauen lag 
diese Rate immerhin bei 
10%. Fast 85% aller Män- 
ner und fast 60% aller Frau- 
en arbeiteten mehr als 
40h/Woche. 

Bevor die Sozial Charta 
auch ein Recht auf ‘großzü- 
gige’ 3 Wochen bezahlten 
Urlaub garantierte, hatten 
fast 15% aller Vollzeit- und 
60% aller Teilzeitkräfte we- 
niger als 3 Wochen Urlaubs- 
anspruch. 

Seit 1979 ist die Zahl der 
Gewerkschaftsmitglieder 
von 13,3 Millionen auf et- 
was mehr als 7 Millionen 
zurückgegangen. Gab es En- 
de der 70er Jahre jährlich 
durchschnittlich mehr als 
2000 Streiks an denen insge- 
samt oft mehrere Millionen 
ArbeiterInnen beteiligt wa- 
ren betrug die Zahl 1998 
166 Streiks an denen 93000 
Beschäftigte teilnahmen. En- 
de der 90er sind nur noch 
knapp ein Drittel aller Be- 
schäftigten in kollektiv- 
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vertragliche Lohnregelungen 
eingebunden (inkl. öffentli- 
Dienst). Kollektiv- 
vertragliche Regelungen der 


cher 


Löhne erfassen im privaten 
Dienstleistungssektor weni- 
ger als 20% aller Beschäf- 
tigten. 

1997/98 lebten 14 Mil- 
lionen Briten, 4,5 Millionen 
davon Kinder (1/3 aller Kin- 
der in GB) unterhalb der 
Armutsgrenze (weniger als 
50% des durchschnittlichen 
Einkommens). Mehr als 1/3 
aller sogenannten ‘non-whi- 
tes’ gehören zum untersten 
Einkommenszehntel (fast 
60% aller Personen pakista- 
nischer/banghladesher und 
mehr als 40% aller Perso- 
nen west-indischer Her- 
kunft) (alle Angaben: Har- 
vey und Atzmüller 2000). 

„We have discovered a 
new strength and a new pri- 


spirit of enterprise. We have 
risen to new challenges at ho- 
me and abroad. Once again 
our economy is strong. Our 
industries are flourishing. Un- 
employment is falling. (...) To- 
gether we are building One 


nation of free, prosperous and 
responsivble families and peo- 
ple. A Conservative dream is 
at last becoming reality.” 
(Margaret Thatcher, 1987) 

Dem ist nichts hinzuzu- 
fügen. 
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de. We have fostered a new 


Arm eea bsch a ffu n je sweın Preis pro Flasche/für Mitglieder der ARGE oder ab 12 Flaschen 


Weinbau Walter Zehetmayer, Feuersbrunn, NÖ 


Flaschen weınvertuner Grüner Veltliner, trocken, Qualitätswein gerebelt ..................222222222 000: 55,-/45,- 
Flaschen weınzweiceır Zweigelt, trocken, Qualitätswein gerebelt ............2..2r2eeseeseeenernernenn 55,-/45,- 


Weinbau Walter und Gabriele Mühlegger, Soss, NÖ, Ernte für das Leben 


_____ Flaschen weıncHarpo Chardonnay, trocken, fruchtig ...........222222eeeeeeeeeeee seen nennen 100,-/90,— 
_____ Flaschen weınrıesung Riesling-Sylvaner, unkomplizierter, leichter Weißwein ............22.22cseesneen. 95,-/85,- 
_____ Flaschen weınrinornoir Pinot Noir, kräftiger, säurebetonter Rotwein ..........2..2eeeeeeereneeenee nenn 100,-/90,— 
_____ Flaschen weınsıauer Blauer Portugieser, milder, samtiger Rotwein .........222eeceoeeeeeeeenennn nen: 95,-/85,- 
_____ Flaschen weınsteranıe Cuvee Stefanie, Qualitätssekt aus Welschriesling und Grünem Veltliner .......... 200,-/190,- 
_____ Flaschen weınnose Cuvee Rose, Qualitätssekt, Grundlage Blauer Portugieser ...............-.22020: 200,-/190,- 
____ Flaschen weıncıöcer Glögerbrand, Destillat aus Hefe und Fruchtanteilen nach der Gärung ............ 210,-/195,- 


Plaimont Producteurs, St. Mont, Frankreich 


Flaschen weınpLaımont Plaimont Selection, fruchtiges, unkompliziertes Rotwein-Cuvee ........222ecc2200: 90,-/85,— 


Bei Versand: zuzüglich 20% Versandkosten 


T-Shirts, Präserln, Feuerzeuge, Anstecker Eee 
__ Stück 1shirrasyixı T-Shirt „Asyl für Deserteure", XL ........:22220e@scsesneeeeeeennenee nennen nenn 120,- 
___ Stück _TsHirrasyxx T-Shirt „Asyl für Deserteure, XXL .........22eeeseeeeeneeeeee nennen ernennen 120,- 
____ Pkg. PRÄSERL Präserl „Keine Soldaten für das Bundesheer", 2 Stück ............---22eeeeeeeeeenee: 20, 
___ Stück Feuerzeug Feuerzeug „Bundesheer abschaffen" .............2222222eeeeeeeeeeeeee een nennen 20,- 
____ Stück anstecker Anstecker „Zerbrochenes Gewehr" .........::::222eeeeeeeeeeeeeeeeeneee nennen De 


U] Ich interessiere mich für die Friedenssteuer - senden Sie mir den Faltprospekt mit näheren Informationen zu! 


CONTEXT XXI AUFTRÄGE 


Das Abo-Geschenk 


NeuabonnentInnen erhalten - so lange der Vorrat reicht — 
eines der beiden nachstehenden Bücher. Rasch bestellen und 
Geschenkwunsch ankreuzen! 


most Stobode 


Hannes Hofbauer (Hg.): 
Balkankrieg - Die Zerstörung 
Jugoslawiens Promedia, 264 
Seiten 


Herbert Auinger: Haider - 
Nachrede auf einen bürger- 
lichen Politiker Promedia, 240 
Seiten 


Die Abo-Bedingungen 


Das Context XXI-Abonnement kann jederzeit schriftlich bestellt 
werden und beginnt mit der nächsterreichbaren Ausgabe. 
Das Abonnement gilt für den Rest des laufenden Jahrganges 
und für den darauffolgenden Jahrgang. Früher erschienene 
Hefte können - falls noch lieferbar - einzeln bestellt werden 
(Bestellschein unten). Das Abonnement gilt als um ein wei- 
teres Jahr (8 Ausgaben) verlängert, wenn es nicht bis späte- 
stens 15. Dezember schriftlich gekündigt wird. Die Kündi- 
gung ist nur zum Ende eines Jahrganges möglich. Das Abon- 
nement ist gegen Rechnung im voraus zahlbar. 

Das Probeabo: Sie erhalten die nächsten drei Ausgaben gratis zu- 
gesandt. Danach werden wir uns wieder an Sie wenden und 
Sie zu einer Fortsetzung des Bezugs im Normalabo einladen. 


Preise: 

Österreichs. ee 250,- ATS 
Arslandi sen nen 350,- ATS 
TÜHETSEES ns aan nn ee 450,- ATS 
Förderaboy. un Venen gen 700,- ATS 


> 


dies unter folgenden Adressen tun: 


Seit der Nummer 3-4/2000 von Context XXI arbeitet auch die Ökologische Linke (ÖKOLI) an dieser Zeitschrift mit 
und hat ihre Zeitschrift radiX seit Erscheinen der letzten Nummer im September in Context XXI überführt. 
Gemeinsam soll eine bessere Zeitschrift entwickelt werden, als die beiden Teile es waren. Als Gruppe bleibt die ÖKOLI 
aber eigenständig aktiv und wird auch weithin mit eigenen Aussendungen, Flugblättern und Veranstaltungen an die 
Öffentlichkeit treten. Wer Flugblätter, e-mail-Aussendungen,.... will oder einfach mit der ÖKOLI in Kontakt treten will kann 


Ökologische Linke Wien e Schottengasse 3a/1/4/59 e 1010 Wien ® e-mail: oekoli_wien@gmx.net  http://www.oekoli.cjb.net 
Ökologische Linke Vorarlberg ® Postfach 73 ® 6800 Feldkirch ® e-mail: oekoli.vlbg@gmx.li 


Bestellschein bitte senden (faxen) an: Bureau No.2, Schottengasse 3a/1/4/59, A-1010 Wien, Fax: ++43-1/532 74 16 


Die Abo-Bestellung 


Ich bestelle hiemit ein Als Abo-Geschenk 
] Abonnement wähle ich folgendes Buch: 
Förderabonnement I] Geissler: Kamalatta 
Probeabonnement Roman 
Lohoff: Der Dritte Weg 


der Zeitschrift Context XXI 
ab der nächsterreichbaren Ausgabe. 


in den Bürgerkrieg 


ConiInfo - Mailinglist 


U] Ich bin AbonnentIn oder bestelle nebenste- 
hend ein Abo und möchte in die Mailinglist 
ConiInfo aufgenommen werden. 

Meine e-Mail-Adresse: 


Einzelhefte, Broschüren, T-Shirts, CDs ... Big 
- „Stück + 3200410000. "ZOOMeHlettle) Nr.; ud ee TED a ren Ener 35,- 
____ Stück conoooo Cantoxt IRIERTENE EN; ae a er a a en at ee 35,- 
____ Stück zoomg70s5 Broschüre: Ratgeber Wehrdienstverweigerung - Zivildienst u.a. ......22222 2222 cccceeen 50,- 
____ Stück zoomgsoer Broschüre: Europa 2001 - Odyssee im Weltmarkt ..........222cceeeeeeeeeeeeeeeenn 70,- 
___ Stück zoomssos Broschüre: Es muß nicht immer GLADIO sein - Attentate, Waffenlager, Erinnerungslücken .. 70,- 
____ Stück zoomg7012 Broschüre: ImmerWEHRend - NATO-Integration, Neutralitätsbrüche, Militarisierung ....... 70,- 
— Stück. :cpeunor, GD; Eiwasibesseresiäls Europa «5a. n2s nr era a ea rnnnih 80,— 
__ Stück tshırrkeinsk T-Shirt Kein Mensch ist illegal, schwarz, Aufdruck klein L DIE: Sage wer 120,- 
T-Shirt Kein Mensch ist illegal, schwarz, Aufdruck groß .......22.222222eccseeeesne 120,- 
___ Stück tsHirrkeinsk T-Shirt Kein Mensch ist illegal, blau, Aufdruck klein, Größe XL.............. EEE 120, 
T-Shirt Kein Mensch ist illegal, blau, Aufdruck groß, Größe XL ............2.222222.: 120,- 
BESTellEr IN u. 000er a nee age rt er ine sera ehe erregen ee ar a he re IR ee 


Wissenschaftler haben 
festgestellt, dass 
die Hummel zu schwer 
ist und zu kurze 
Flügel hat, um 
fliegen zu können. 


Die Hummel weiß das aber nicht 
und TLiegt.:.. 


Grünalternative Jugend Wien, Lindengasse 40, 1070 Wien 
Tel: 01/52125-242, info@gajwien.at, www.gajwien.at 
Wir treffen uns jeden Montag um 19.30 


Neu: VOLXBIBLIOTHEK 


Die anarchistische Bibliothek des Widerstands mit einer großen 
Auswahl linksradikaler, feministischer, antifaschistischer, antirassistischer, antimilitaristischer, 
marxistischer und eben anarchistischer Bücher 
zum hineinschmökern und ausleihen: 
Jeden Mittwoch 17.00h - 20.00h im 2. Stock des 
Ernst Kirchweger Hauses (Wielandgasse 2-4, 1100 Wien) 


IG 
FREIE WISSENSCHAFTERINNEN 

Im Laufe der universitären Streikbewegung im Frühjahr 1996 konstituierte sich das „AKTIONSKOMITEE 
Externe LektorInnen“. Es gelang, eine Vertreterin in die Dienstrechtsverhandlungen zu entsenden. Mit 
der Veranstaltungsreihe „TRANS-LECTURES“ wurde eine breitere Öffentlichkeit über die Lebens- und 
Arbeitssituation der Externen LektorInnen informiert. Mit der Umbenennung des Aktionskomitees in 
INTERESSENGEMEINSCHAFT wurde im Oktober 1996 auch sprachlich nachvollzogen, worum es 
in Zukunft gehen wird: In einer forschungs- und bildungspolitischen Eiszeit gilt es auf die inhaltliche 
und institutionelle Erweiterung, die Externe LektorInnen/Freie WissenschafterInnen für die Universität 
darstellen wie auch auf die Leistungen von Freien WissenschafterInnen für die österreichische For- 
schungslandschaft hinzuweisen. 


IG-Treffen jeden ersten Montag im Monat am Instiut für Zeitgeschichte der Universität Wien, 
Uni-Campus, Hof 1. Nähere Information unter: www.univie.ac.at/ig-lektorinnen. 


> dialogbüro 522 69 69 


Vielfalt statt Einfalt 


Wir Grüne stehen für eine Politik der Weltoffenheit. Vielfalt soll 
keine Ausnahme, sondern eine Selbstverständlichkeit sein. 


Solidarität heisst auch Rechte zugestehen und nicht nur Pflichten 
auferlegen. Es heisst Einladen zum Mibestimmen und Mitgestalten. 


Mehrsprachigkeit ist eine Chance für eine gemeinsame Zukunft. 


G 


> http://wien.gruene.at DIE GRÜNEN 


j GRUNE ALTERNATIVE WIEN 


